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Amtlicher Teil

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit
Abt. Jugend

Durchführung
des Ersten A usbildungsförderungsgesetzes;

hier: Ü bersendung des E ntw urfs einer allgem einen  
V erw altungsvorschrift zum A usbildungsförde­
rungsgesetz

RdErl. d. BM JFG v. 6. 5. 1970 - . 1  3 -  1980 — 1.2 —

Als A nlage übersende ich den E ntw urf einer allge­
m einen V erw altungsvorschrift zum Ersten Gesetz über 
individuelle Förderung  der A usbildung (Ausbildungs­
förderungsgesetz) vom 23. A pril 1970 m it der Bitte, bei 
der D urchführung des A usbildungsförderungsgesetzes 
danach zu verfahren . Die F o rm blätter fü r die D urch­
führung  des Gesetzes, die ich Ihnen bereits m it Schrei­
ben vom 17. A pril 1970 (nicht veröffentlicht) übersand t 
habe, sind als A nlagen zu diesem  E ntw urf einer allge­
m einen V erw altungsvorschrift anzusehen.

Soweit erforderlich, w erde ich W eisungen aufgrund  
des A rtikel 85 Abs. 3 GG nach diesem E ntw urf einer 
allgem einen V erw altungsvorschrift erteilen.

Der E n tw urf einschließlich der Anlagen sowie dieses 
U bersendungsschreiben w erden in dem G em einsam en 
M in isteria lb la tt veröffentlicht. D ort w erden auch Ä nde­
rungen des E n tw urfs veröffentlicht werden.

Der B undesm inister 
fü r Jugend, Fam ilie und G esundheit

K ä t e  S t r o b e l

An die
obersten  Landesbehörden für A usbildungsförderung

A nlage

E ntw urf
einer a llgem einen V erw altungsvorschrift 

zum Ersten G esetz über ind iv iduelle  Förderung  
der A usbildung (A usbildungsförderungsgesetz)

Nach A rtikel 85 Abs. 2 GG w ird  m it Zustim m ung des 
B undesrats folgende allgem eine V erw altungsvorschrift 
zum Ersten Gesetz über individuelle Förderung der 
A usbildung (Ausbildungsfördcrungsgesetz) vom 19. Sep­
tem ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) erlassen:

Zu § 1

1.1 Die Leistungen zur individuellen  F örderung der 
A usbildung nach diesem  Gesetz sind öffentliche 
L eistungen eigener A rt, au f die — ausgenom m en 
die L eistungen nach § 4 — ein Rechtsanspruch 
besteht. Sie gehen den Leistungen nach den 
§§ 31 ff. BSHG vor. Die Leistungen individueller 
A usbildungsförderung, insbesondere nach oder 
entsprechend dem  BVG sowie nach dem  LAG, 
gehen den L eistungen nach diesem Gesetz vor.

Zu § 2 Abs. 1

2.1 Die einzelnen A usbildungsstätten  sind unbe­
schadet abw eichender landesrechtlicher B estim ­
m ungen den in § 2 Abs. 1 Satz 1 aufgeführten  
Schulgattungen nach M aßgabe der folgenden 
Tz. 2.2 bis 2.12 zuzuordnen.

2.2 W eiterführende allgem einbildende Schulen sind 
H auptschulen, Realschulen und Gym nasien.

2.3 H auptschulen bauen auf der G rundschulausbil­
dung auf und enden m it der Klasse 9; sie können 
eine Klasse 10 um fassen.

2.4 Realschulen verm itte ln  eine über die H auptschul­
ausbildung hinausgehende allgem eine Bildung 
m it U nterrich t in m indestens einer Pflichtfrem d- 
sprache. Realschulen sind sechs- oder vierklassig 
und enden m it der Klasse 10 (vgl. auch Tz. 2.14).

2.5 G ym nasien führen  am  Ende der Klasse 13 zur 
allgem einen oder zu einer fachgebundenen Hoch­
schulreife; sie beginnen frühestens m it der 
Klasse 5.

2.6 Fachoberschulen sind Schulen, die in zwei J a h ­
ren  zur Fachhochschulreife führen und die K las­
sen 11 und 12 um fassen; sie können eine Klasse 10 
um fassen. F ü r die A ufnahm e w ird das Abschluß­
zeugnis der Realschule oder ein als gleichwertig 
anerkann tes Zeugnis vorausgesetzt. Zur A usbil­
dung gehören der allgem eine U nterricht, ein fach­
bezogener U nterrich t und eine fachpraktische 
Ausbildung. Die theoretische Ausbildung (allge­
m einer U nterrich t und fachbezogener U nterricht) 
m uß insgesam t ein volles Schuljahr um fassen.

2.7 B erufsaufbauschulen sind Schulen, die nach m in­
destens halb jährigem  Besuch der Berufsschule 
neben derselben oder nach erfü llte r B erufsschul­
pflicht von Jugendlichen, die in einer B erufsaus­
bildung oder B erufstä tigkeit stehen oder gestan ­
den haben, besucht w erden und eine über das 
Ziel der Berufsschule hinausgehende allgem eine 
und fachtheoretische Bildung verm itteln . Bei 
täglichem  V ollzeitunterricht um faßt der Bildungs­
gang m indestens ein Schuljahr, bei U nterricht an 
nur einzelnen W ochentagen einen entsprechend 
längerem  Zeitraum .

2.8 A bendrealschulen sind Schulen, die B erufstätigen 
in A bendkursen die Realschulausbildung verm it­
teln. V oraussetzung fü r die A ufnahm e ist, daß 
die B ew erber eine B erufsausbildung m it Erfolg 
abgeschlossen haben oder eine m indestens d rei­
jäh rige  geregelte B erufstä tigkeit nachweisen; 
V oraussetzung ist ferner ein  M indestalter von 
17 Jahren .

2.9 Abendgym nasien sind Schulen, die in A bend­
kursen  zur allgem einen oder zu einer fachge­
bundenen Hochschulreife führen. Die A usbil­
dungsdauer b e träg t m indestens drei Jah re . W äh­
rend des überw iegenden Teils der A usbildung 
sind die S tudierenden gleichzeitig berufstä tig ; 
m indestens im  letzten J a h r  vor der Reifeprüfung 
sind sie von der Verpflichtung zur A usübung 
einer B erufstä tigkeit befreit. V oraussetzung für 
die A ufnahm e in ein A bendgym nasium  ist, daß 
die B ew erber eine B erufsausbildung m it Erfolg 
abgeschlossen haben oder eine m indestens d rei­
jäh rige  geregelte B erufstä tigkeit nachweisen; 
V oraussetzung ist ferner ein M indestalter von 
19 Jahren .

2.10 Kollegs sind Schulen, die in einem  Bildungsgang 
von m indestens fünf H alb jah ren  zur allgem einen 
oder zu einer fachgebundenen Hochschulreife 
führen. V oraussetzung fü r die A ufnahm e in ein 
Kolleg ist, daß die B ew erber eine B erufsausbil­
dung abgeschlossen haben oder einen gleichw erti­
gen beruflichen W erdegang nachweisen und nach 
dem  H auptschulabschluß eine B ildung erw orben 
haben, die dem  Abschluß einer Realschule oder



einer B erufsaufbauschule en tspricht; V oraus­
setzung ist ferner ein M indestalter von 19 J a h ­
ren.

2.11 Berufsfachschulen sind Schulen m it täglichem 
U nterricht, die, ohne eine praktische B erufsvor­
bildung vorauszusetzen, der V orbereitung auf 
eine B erufstä tigkeit oder der B erufsausbildung 
dienen und die A llgem einbildung fördern. Der 
A usbildungsgang dauert m indestens ein Schul­
jah r.

2.12 Fachschulen sind Schulen, die einer vertieften  
beruflichen A us- und W eiterbildung dienen und 
in der Regel nach einer ausreichenden p rak ti­
schen B erufsausbildung besucht werden. Der Bil­
dungsgang um faßt bei täglichem  U nterricht m in ­
destens ein halbes Schuljahr, bei U nterricht nu r 
an einzelnen W ochentagen oder T eilzeitunter­
richt einen entsprechend längeren Zeitraum .

2.13 F ü r den Besuch von Sonderschulen w ird A us­
bildungsförderung geleistet, soweit sie denselben 
Lehrstoff verm itte ln  und zu denselben A usbil­
dungszielen führen w ie die in Tz. 2.2 bis 2.9 ge­
nannten  A usbildungsstätten.

2.14 F ü r den Besuch der nach Schulgattungen nicht 
m ehr gegliederten Gesam tschulen w ird A usbil­
dungsförderung geleistet, soweit die A uszubil­
denden in Leistungsgruppen zu einem  A usbil­
dungsziel der in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bezeich- 
ncten Schulen geführt werden.

2.15 Uber die Zuordnung einer Schule zu den in Tz.
2.2 bis 2.14 genannten A usbildungsstätten  en t­
scheidet das L andesam t fü r A usbildungsförde­
rung, in dessen Zuständigkeitsbereich die Schule 
liegt.

2.16 öffen tliche E inrichtungen sind die Schulen, die 
nach dem  jew eiligen Landesrecht öffentliche 
Schulen sind.

2.17 G enehm igte Ersatzschulen sind die Privatschulen, 
die nach dem jew eiligen Landesrecht als E rsatz ­
schulen genehm igt sind.

2.18 Als gleichwertig im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 2 
H albsatz 2 können an erkann t w erden A usbil­
dungsstätten , soweit sie, ohne öffentliche Schulen 
oder Ersatzschulen zu sein, den form alen Be­
griffsvoraussetzungen einer der in § 2 Abs. 1 
Satz 1 bczeichneten Schulgattungen entsprechen 
und w enn die Zugangsvoraussetzungen und die 
verm itte lte  A usbildung einer A usbildung an einer 
öffentlichen oder Ersatzschule, die ih rer Schul­
gattung  entspricht, gleichwertig sind. Die P rü ­
fung der G leichw ertigkeit ist auf P rak tik a  zu 
erstrecken, soweit sie in Zusam m enhang m it dem 
Besuch dieser A usbildungsstätten stehen.

Zu Absatz 3

2.19 Ein P rak tikum  ist jede fachpraktische A usbil­
dung, die nach den A usbildungsbestim m ungen 
in Zusam m enhang m it schulischer Ausbildung 
erforderlich und keine in sich abgeschlossene 
A usbildung ist.

2.20 Es ist unerheblich, ob das P rak tikum  vor, w äh ­
rend oder nach der schulischen A usbildung ab ­
zuleisten ist.

Zu Absatz 4

2.21 Die A rbeitsk raft des A uszubildenden w ird durch 
die A usbildung voll in Anspruch genom men, wenn 
nach den A usbildungs- und Prüfungsordnungen 
oder der allgem einen E rfahrung  die A usbildung 
(Unterricht, P rak tika , Vorbereitung) 40 W ochen­
stunden erfordert. Dies w ird angenom m en, w enn 
die U nterrichtszeit m indestens 20 W ochenstunden 
beträgt. Zu welcher Tageszeit der U nterricht e r ­
te ilt w ird, ist unerheblich.

2.22 Abweichend von Tz. 2.21 w ird angenom m en,

daß die A usbildung die A rbeitsk raft nicht voll 
in Anspruch nim m t, w enn eine gleichzeitige Be­
ru fstä tigkeit vorgeschrieben ist.

2.23 V orübergehende V erm inderung der U nterrich ts­
oder V orbereitungszeit steh t der Leistung der 
A usbildungsförderung nicht entgegen.

2.24 Ob und in welchem Um fang der A uszubildende 
eine N ebentätigkeit ausübt ist unerheblich.

Zu Absatz 5

2.25 A usbildungsförderung w ird nicht geleistet, so­
weit der A uszubildende einen Anspruch auf 
Förderung nach den §§ 41, 47 und 48 AFG hat; 
es kom m t nicht darauf an, ob eine Förderung 
nach diesen Bestim m ungen tatsächlich geleistet 
w ird.

2.26 Das Amt fü r A usbildungsförderung ha t von am ts- 
wegen zu prüfen, ob ein Anspruch au f Förderung 
nach dem AFG besteht. Dazu ist in Zweifelsfällen 
eine A uskunft des A rbeitsam tes einzuholen.

2.27 H ält das Am t fü r A usbildungsförderung die A us­
kun ft des A rbeitsam tes fü r unrichtig, so ha t es 
A usbildungsförderung nach § 35 Abs. 2 zu leisten 
und zugleich den A uszubildenden u n te r F ris t­
setzung aufzufordern, einen A ntrag auf Leistung 
nach dem AFG zu stellen. Zur Verm eidung einer 
Doppelzahlung ist eine Ü berleitung nach § 26 zu 
bew irken.

2.28 S tellt der A uszubildende den A ntrag  auf Lei­
stung nach dem AFG nicht fristgem äß, so sind 
die Leistungen nach dem A usbildungsförderungs­
gesetz einzustellen. L ehnt das A rbeitsam t den 
A ntrag  ab, so ist davon auszugehen, daß ein A n­
spruch nach dem AFG nicht besteht.

Zu § 3

3.1 G eltungsbereich dieses Gesetzes ist die Bundes­
republik  D eutschland einschließlich des Landes 
Berlin.

3.2 Eine A usbildung findet im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes sta tt, wenn die besuchte A usbildungs­
s tä tte  in diesem Bereich liegt. Auf den W ohnort 
oder ständigen A ufen thaltsort des A uszubilden­
den oder seiner Angehörigen kom m t es nicht an.

3.3 A usbildungsförderung erh ä lt nicht, w er zw ar 
seinen ständigen A ufen thalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hat, aber eine A usbildungsstätte 
außerhalb  dieses Bereichs besucht.

Zu § 4

4.1 Zum B egriff „Deutscher im Sinne des G rundge­
setzes“ vgl. Tz. 6.2.

4.2 Der gewöhnliche A ufen thalt besteh t an dem Ort, 
der nicht n u r vorübergehend M ittelpunkt der 
Lebensbeziehung einer Person ist, ohne daß es 
au f den W illen zu ständiger N iederlassung a n ­
kommt. Einen gewöhnlichen A ufen thalt im Sinne 
dieser V orschrift hat im A usland nicht begründet, 
w er sich zum Zweck der A usbildung dort au f­
hält.

4.3 Die Entscheidung über die Leistung von A us­
bildungsförderung nach § 4 ist — u n te r D urch­
brechung des G rundsatzes über den Rechtsan­
spruch — in das pflichtgem äße Erm essen des 
Amtes fü r A usbildungsförderung gestellt.

4.4 Die Leistung ha t in jedem  Einzelfall zur Vor­
aussetzung, daß besondere U m stände vorliegen. 
Im  Regelfall w ird  — im Gegensatz zur F örde­
rung  im Inland — A usbildungsförderung nicht 
geleistet.

4.5 In welchen Fällen besondere U m stände die Lei­
stung von A usbildungsförderung rechtfertigen,



w ird  in einer besonderen V erw altungsvorschrift 
bestim m t. Diese regelt zugleich die Höhe und 
A uszahlung der Leistungen sowie die A nrech­
nung des E inkom m ens und Vermögens.

Zu § 5 Abs. 1

5.1 A usbildung ist die sich über einen längeren Zeit­
raum  erstreckende, p lanm äßig geordnete V er­
m ittlung  allgem einer oder beruflicher K enntnisse 
oder F ertigkeiten  durch h ierzu qualifizierte P e r ­
sonen.

5.2 B erufsqualifizierend ist die Ausbildung, dui’ch 
die die rechtlichen V oraussetzungen oder, w enn 
rechtliche V orschriften nicht bestehen, die ta t ­
sächlich erforderlichen K enntnisse und F ertig ­
keiten  fü r die A usübung eines anerkann ten  Be­
rufes erlangt w erden. D er Besuch einer allge­
m einbildenden Schule ist keine berufsqualifizie­
rende A usbildung.

5.3 Abgeschlossen ist eine A usbildung m it Bestehen 
der A bschlußprüfung, ist eine solche nicht vor­
gesehen m it der tatsächlichen planm äßigen B e­
endigung der Ausbildung.

Zu A bsatz 2

5.4 E ine w eitere A usbildung im S inne des Absatzes 2 
ist die sich über einen längeren Zeitraum  erstrek - 
kende, planm äßig  geordnete V erm ittlung allge­
m einer oder beruflicher K enntnisse oder F ertig ­
keiten  durch h ierzu qualifizierte Personen. Die 
zu verm itte lnden  K enntnisse und F ertigkeiten  
dürfen  dem  A uszubildenden im w esentlichen 
nicht bekann t sein. A nderenfalls ist eine A usbil­
dung n u r anzunehm en, w enn zusätzliche K enn t­
nisse und  F ertigkeiten  in erheblichem  U m fang 
v erm itte lt w erden. Das w ird  verm utet, w enn die 
A usbildung m indestens 24 M onate andauert.

5.5 A usbildungsförderung w ird  fü r  m ehrere A usbil­
dungen geleistet, w enn die besonderen V oraus­
setzungen des A bsatzes 2 vorliegen.

5.6 E ine A usbildung fü h rt eine frü h ere  A usbildung 
in derselben Fachrichtung w eiter,
a) w enn in einer gleichrangigen A usbildungs­

s tä tte  zusätzliche, inbesondere speziellere 
K enntnisse und  F ertigke iten  verm itte lt w er­
den,

b) w enn in einer höherrangigen A usbildungs­
s tä tte  zusätzliche, insbesondere speziellere oder 
w issenschaftlich vertiefte  K enntnisse verm it­
te lt w erden.

5.7 In  Z usam m enhang m it der A bschlußprüfung 
einer früheren  A usbildung ist auch dann der 
Zugang zu einer w eiteren  A usbildung eröffnet 
w orden, w enn zu diesem  Zweck eine Z usatzp rü ­
fung erforderlich  w ar.

5.8 Die besonderen U m stände des E inzelfalles im 
S inne des Satzes 2 liegen vor, w enn die w eitere 
A usbildung die A usübung eines B erufs e rst e r ­
möglicht, w esentlich erle ich tert oder voraussicht­
lich w irtschaftlich ertrag re icher macht. Die be ­
sonderen U m stände liegen auch vor, w enn ein 
w ichtiger G rund die A usübung des Berufs h in ­
dert, zu dem  die frühere  A usbildung qualifiziert 
hat. Zum  w ichtigen G rund vgl. Tz. 5.10.

5.9 Bei der Entscheidung über eine Förderung  nach 
Satz 2 sind Tz. 2.25 bis 2.27 besonders zu be ­
achten.

Zu A bsatz 3

5.10 Wichtig ist jed er G rund, der einen auch auf 
w irtschaftlichen Erfolg seiner B erufstä tigkeit 
zielenden A uszubildenden bei verständ iger W ür­
digung der B edeutung des B erufs zu einem  A us­
bildungsw echsel veran laß t. W ichtiger G rund

fü r einen A usbildungswechsel ist danach z. B. 
m angelnde geistige oder körperliche E ignung fü r 
die B erufsausbildung oder -ausübung, ein e rn st­
h a fte r W andel der Neigung oder — bei w eltan ­
schaulich gebundenen Berufen — der W eltan­
schauung oder Konfession sowie eine offenkun­
dige V erschlechterung der beruflichen A rbeits­
und Verdienstm öglichkeiten.

5.11 Als w ichtiger G rund kann  n u r beachtlich sein 
eine Tatsache, die dem A uszubildenden vor A uf­
nahm e der abgebrochenen A usbildung nicht be ­
k an n t oder in ih rer Bedeutung nicht bew ußt war.

Zu § 6 Abs. 1

6.1 Im  Regelfall reicht die E rk lärung  des A uszubil­
denden über das Vorliegen der persönlichen Vor­
aussetzung nach § 6 Abs. 1 aus. In Zw eifelsfällen 
h a t er das Vorliegen dieser Voraussetzung glaub­
h aft zu machen.

6.2.1 Deutscher im Sinne des A rtikel 116 GG ist
a) w er deutscher S taa tsangehöriger ist,
b) w er als Flüchtling oder V ertriebener d eu t­

scher V olkszugehörigkeit oder dessen E he­
gatte  oder Abköm m ling in den Gebieten des 
Deutschen Reiches nach dem  Stand des 31. 
Dezem ber 1937 A ufnahm e gefunden und den 
dadurch erw orbenen S tatus nicht verloren  
h a t (Deutsche ohne deutsche S taatsangehörig ­
keit).

6.2.2 Daß der A uszubildende D eutscher m it oder ohne 
deutsche S taatsangehörigkeit ist, kann  er durch 
Vorlage eines deutschen Reisepasses, eines B un­
despersonalausw eises oder eines B erliner be ­
helfsm äßigen Personalausw eises g laubhaft m a­
chen.

6.3.1 Heim atlose A usländer sind frem de S taa tsange­
hörige oder Staatenlose, die die Rechtsstellung 
eines heim atlosen A usländers im Bundesgebiet 
nach dem Gesetz vom 25. A pril 1951 (BGBl. I 
S. 353) erw orben haben und diese Rechtsstellung 
nicht verloren  oder nach dem  V erlust w ieder- 
erlang t haben.

6.3.2 Daß der A uszubildende heim atloser A usländer 
im S inne des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heim atloser A usländer im Bundesgebiet ist, kann  
er durch folgenden E in trag  der A usländerbe­
hörde im  P aß oder P aßersatz g laubhaft machen:

„Der Inhaber dieses Passes/Reiseausw eises ist 
heim atloser A usländer nach dem Gesetz über 
die Rechtsstellung heim atloser A usländer im 
B undesgebiet vom 25. A pril 1951 und zum 
A ufen tha lt im G ebiet der B undesrepublik  
D eutschland berechtigt.“

6.4.1. Die V oraussetzungen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 erfü llt, 
w er den gewöhnlichen A ufen thalt in der B undes­
republik  D eutschland einschließlich des Landes 
B erlin h a t und nach den §§ 28 ff. AuslG als asyl­
berechtigt an e rk an n t w orden ist.

6.4.2 Daß der A uszubildende als A sylberechtigter nach 
dem A usländergesetz an erkann t ist, kann  er 
durch folgenden E in trag  der A usländerbehörde 
im Paß oder P aßersatz  g laubhaft machen:

„Der Inhaber dieses Passes/R eiseausw eises 
ist als A sylberechtigter an e rk an n t.“

6.5.1 Als A sylberechtigter ist auch anzusehen, w er in 
der B undesrepublik  Deutschland einschließlich 
des Landes B erlin  den gewöhnlichen A ufen thalt 
h a t und vor In k ra fttre te n  des A usländergesetzes 
nach der V erordnung über die A nerkennung und 
V erteilung von ausländischen Flüchtlingen (Asyl­
verordnung) vom 6. Ja n u a r  1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 3) an e rk an n t w orden ist.

6.5.2 Daß der A uszubildende als A sylberechtigter nach 
der A sylverordnung an e rk an n t ist, kann  er durch 
folgenden E in trag  der A usländerbehörde im Paß 
oder P aßersatz  g laubhaft machen:



„Der Inhaber dieses Passes/Reiseausweises ist 
ausländischer Flüchtling nach der A sylverord­
nung und zum A ufenthalt im G ebiet der B un­
desrepublik  Deutschland berechtigt.“

Zu Absatz 2

6.6 Rechtsvorschriften, nach denen auch anderen 
A usländern A usbildungsförderung zu leisten ist, 
sind nicht bekannt. Eine Förderung nach Absatz 2 
erfolgt deshalb zur Zeit nicht.

Zu § 7

7.1 Daß er das angestrebte A usbildungsziel erreicht, 
lassen auch die Leistungen des Auszubildenden 
erw arten , der eine Klasse w iederholt.

7.2 Den Besuch der Schule und die A bleistung des 
P rak tikum s ha t der A uszubildende durch eine 
Bescheinigung der A usbildungsstätte oder der 
A usbildungsstelle fü r das P rak tikum  nachzu­
weisen. H ierfür ist das vom Bundesm inisterium  
fü r Jugend, Fam ilie und G esundheit bestim m te 
Form blatt zu verw enden.

7.3 U ber die Erforderlichkeit des P rak tikum s im 
Sinne des § 2 Abs. 3 ha t sich das Am t fü r Aus­
b ildungsförderung von am tsw egcn zu un terrich ­
ten. In Zweifelsfällen ist eine S tellungnahm e der 
fü r die Aufsicht über die A usbildungsstätte zu­
ständigen Behörde einzuholen.

Zu § 8 Abs. 1

8.1 Die Vorschrift ist n u r nach M aßgabe des § 43 
Abs. 1 in K raft getreten.

8.2 N ur der Beginn der generellen Förderungsm ög­
lichkeit ist hier bestim m t. Der Beginn der F örde­
rung  im  Einzelfall ist in § 21 Abs. 2 geregelt.

Zu Absatz 2

8.3 Die Vorschrift ist nach § 43 Abs. 1 zur Zeit ohne 
Bedeutung.

Zu Absatz 3

8.4 Die Zeit, die an A usbildungsstätten  einer G attung 
verbrach t w ird, bildet einen A usbildungsab­
schnitt; ein Wechsel der konkreten  A usbildungs­
stä tte  läßt die F ortdauer des A usbildungsab­
schnitts unberührt.

8.5 Der Besuch der Schule und die in Zusam m enhang 
hierm it erforderlichen P rak tik a  bilden einen A us­
bildungsabschnitt.

8.6 Der A uszubildende darf das 30. L ebensjahr noch 
nicht vollendet haben bei Beginn des A usbil­
dungsabschnitts, fü r den A usbildungsförderung 
bean trag t w ird.

8.7 Eine A usbildung nach Vollendung des 30. Lebens­
jah res  w ird gefördert, wenn die V oraussetzungen 
der Nrn. 1 oder 2 des § 8 Abs. 3 e rfü llt sind.

8.8 Die A rt der A usbildung rech tfertig t die Ü ber­
schreitung der A ltersgrenze, w enn die A usbil­
dung dieser A rt häufig erst im höheren Lebens­
a lte r begonnen w ird. Das ist insbesondere bei 
der A usbildung fü r soziale Berufe der Fall.

8.9 Die Lage des Einzelfalles rech tfertig t die Ü ber­
schreitung der A ltersgrenze, wenn der A uszu­
bildende aus tatsächlichem , insbesondere in seiner 
Person oder seinen fam iliären  Pflichten liegen­
dem G rund (z. B. E rkrankung, Schwangerschaft, 
Erziehung von K indern bis zu sechs Jah ren  durch 
die M utter) den letzten A usbildungsabschnitt 
nicht rechtzeitig beginnen konnte und eine F o rt­
setzung der A usbildung fü r eine angem essene 
B erufstä tigkeit erforderlich ist. Eine Ü berschrei­
tung der A ltersgrenze ist auch gerechtfertigt,

w enn eine unvorhergesehene erhebliche V erän­
derung der individuellen L ebensverhältnisse die 
A ufnahm e einer B erufstä tigkeit erfo rdert und 
h ierfü r die Fortsetzung der A usbildung V oraus­
setzung ist.

8.10 A usbildungsförderung kann u n te r Ü berschreitung 
der A ltersgrenze nach Abs. 3 Nr. 2 n u r gew ährt 
werden, w enn zu erw arten  ist, daß der A uszu­
bildende nach Beendigung der A usbildung für 
eine — insbesondere der D auer der A usbildungs­
zeit — angem essene Zeit erw erbstä tig  sein wird.

Zu § 9 Abs. 1

9.1 Der L ebensunterhalt um faßt E rnährung, U n ter­
kunft einschließlich der Nebenkosten (z. B. Hei­
zung, Beleuchtung), K leidung, Körperpflege und 
persönliche Bedürfnisse.

9.2 Zu den Kosten der A usbildung im Sinne dieser 
Vorschrift gehören die A ufw endungen fü r L ern- 
und A rbeitsm ittel sowie fü r S tudien- und F a ­
m ilienheim fahrten, soweit sie insgesam t 20 v. H. 
der Bedarfssätze des § 10 Abs. 1 bis 3 im Bew il­
ligungszeitraum  nicht übersteigen, sowie für S tu ­
d ienfahrten  und Fam ilienheim fahrten  in ange­
m essenem  Umfang.

9.3 Der B edarf um faßt nu r die A ufw endungen, die 
nach der A rt der A usbildung und U nterbringung 
typischerw eise erforderlich sind, und in einer 
Höhe wie sie h ie rfü r üblicherweise anfallen.

Zu Absatz 2

9.4 Das Gesetz geht von dem G rundsatz der fam ilien ­
abhängigen Förderung aus; darum  ist, soweit der 
B edarf des A uszubildenden nicht durch sein E in ­
komm en und Vermögen gedeckt w erden kann, 
E inkom m en und Vermögen seines Ehegatten und 
danach auch seiner E ltern auf den B edarf anzu ­
rechnen.

9.5 E ltern sind die leiblichen und die A doptiveltern.

9.6 Einkom m en und Vermögen des Ehegatten bleiben 
außer Betracht, wenn er von dem A uszubildenden 
dauernd getrenn t lebt (vgl. § 16 Abs. 6, § 17 Abs. 1 
Satz 2).

9.7 E inkom m en und Vermögen der E ltern  bleiben 
außer Betracht, wenn der A uszubildende ein 
A bendgym nasium  oder ein Kolleg besucht (vgl. 
§ 9 Abs. 3).

Zu Absatz 3

9.8 Die Vorschrift en th ä lt eine A usnahm e von dem 
G rundsatz der fam ilienabhängigen Förderung; 
eine entsprechende A nw endung bei dem Besuch 
anderer A usbildungsstätten  ist nicht zulässig.

Zu A bsatz 4

9.9 E ltern  sind als ein Einkom m ensbezieher anzu ­
sehen, w enn sie m iteinander v erhe ira te t sind und 
nicht dauernd getrennt leben; das gilt auch, wenn 
beide E lternteile erw erbstä tig  sind.

9.10.1 A uszubildender im Sinne des § 9 Abs. 4 ist d e r­
jenige, der in einer A usbildung steht, die nach 
diesem Gesetz oder anderen Vorschriften e n t­
sprechend gefördert w erden kann (vgl. § 16 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 und dazu Tz. 16.5). Es kom m t nicht 
darau f an, ob der A uszubildende tatsächlich ge­
fö rdert wird.

9.10.2 Bei der A ufteilung des anzurechnenden E inkom ­
mens und Vermögens der E ltern sind daher deren 
K inder zu berücksichtigen, fü r die ein B etrag 
nach § 16 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 anrechnungsfrei 
bleibt.

9.10.3 Bei der A ufteilung des anzurechnenden E inkom ­
mens und Vermögens sind abweichend von Tz.



9.10.2 nicht zu berücksichtigen die K inder, die
nach diesem Gesetz oder anderen  V orschriften
A usbildungsförderung ohne A nrechnung des E in ­
kom m ens und Vermögens der E lte rn  erhalten.
Das sind
a) Schüler von A bendgym nasien und Kollegs 

(vgl. § 9 Abs. 3),
b) A uszubildende in B etrieben und überbe trieb ­

lichen E inrichtungen, die volljährig  oder v er­
h e ira te t sind (vgl. §§ 10, 12 A nordnung des 
V erw altungsrats der B undesanstalt fü r A rbeit 
über die individuelle F örderung der b eru f­
lichen Ausbildung).

9.11 Als anderw eitig  nicht gedeckt gilt ein B edarf
a) bei A uszubildenden, die nach diesem Gesetz 

gefördert w erden können, in Höhe des jew eili­
gen Bedarfs nach §§ 10, 11 nach A nrechnung 
des E inkom m ens und Vermögens des A uszu­
bildenden und seines Ehegatten  (soweit ein 
A uszubildender einen A ntrag  auf Förderung 
nicht stellt, ist anzunehm en, daß sein B edarf 
anderw eitig  voll gedeckt ist),

b) bei A uszubildenden in der K lasse 10 der w ei­
te rfüh renden  allgem einbildenden Schulen und 
der Fachoberschulen sowie der B erufsfach­
schulen, sow eit fü r deren  Besuch der R eal­
schulabschluß oder eine vergleichbare Vor­
b ildung nicht vorausgesetzt w ird, w enn sie 
nach Landesrecht entsprechend diesem  Gesetz 
gefördert w erden, in Höhe von 150 DM,

c) bei A uszubildenden in B etrieben und ü b er­
betrieblichen E inrichtungen in Höhe von 100 
DM,

d) bei A uszubildenden in Hochschulen, A kade­
mien, Ingen ieur- und  H öheren Fachschulen in 
Höhe von 350 DM.

Zu § 10 Abs. 2

10.1 Ein A uszubildender w ohnt nicht bei seiner F a ­
milie, w enn er w ährend  der A usbildungszeit nicht
a) bei seinen E ltern  oder einem  E ltern teil
b) im eigenen H aushalt gem einsam  m it seinem  

E hegatten
c) zusam m en m it seinen K indern  
lebt.

10.2 F ü r die Frage, ob eine A usbildungsstätte in e r ­
reichbarer N ähe liegt, ist nicht ih re E ntfernung  
in K ilom etern m aßgebend, sondern die durch ­
schnittliche Wegzeit.
Bei W egzeiten bis zu einer S tunde fü r den ein ­
fachen Weg ist die A usbildungsstätte als erreich ­
b ar anzusehen.

10.3 Eine A usbildungsstätte liegt fe rner nicht in e r ­
reichbarer Nähe, w enn dem  Auszubildenden der 
Weg aus einem  in se iner Person liegenden G rund 
nicht zuzum uten ist.

10.4 E ine entsprechende A usbildungsstätte ist vo r­
handen, w enn sie nach L ehrstoff und B ildungs­
gang zu dem  angestreb ten  Ausbildungsziel führt.

10.5 D er Besuch einer öffentlichen oder einer w eltan ­
schaulich neu tra len  p rivaten  Schule ist g rund ­
sätzlich zum utbar. E r ist nicht zum utbar, w enn 
fü r den angestreb ten  B eruf des Auszubildenden 
eine w eltanschaulich gebundene V orbildung fö r­
derlich ist. Der Besuch einer w eltanschaulich ge­
präg ten  Schule ist fü r K inder anderer W eltan­
schauung oder Konfession nicht zum utbar.

10.6 D er Besuch einer A usbildungsstätte ist einem  
A uszubildenden nicht zum utbar, w enn dadurch 
die A usbildung erk en n b ar beein trächtig t w ürde, 
w eil z. B. h ierzu kurz vor Abschluß des A us­
b ildungsabschnitts ein Wechsel au f diese A us­
b ildungsstä tte  erforderlich  w äre.

10.7 In te rn a t ist ein der besuchten Schule angeglie­
dertes W ohnheim, in dem  der Auszubildende 
außerhalb  der U nterrichtszeit pädagogisch be ­
treu t w ird  sowie in Gem einschaft m it anderen 
A uszubildenden Verpflegung und U nterkunft e r ­
hält. Ein In te rn a t u n te rs teh t nach landesrecht­
lichen V orschriften der Schulaufsicht oder gemäß 
§ 78 JW G der A ufsicht des Landesjugendam tes.

10.8 Eine gleichartige E inrichtung ist ein selbständiges 
W ohnheim, in dem  der A uszubildende außerhalb  
der U nterrichtszeit pädagogisch betreu t w ird und 
in Gem einschaft m it anderen Auszubildenden 
Verpflegung und U nterkunft erhält. Die E inrich­
tung  muß nach landesrechtlichen V orschriften der 
Schulaufsicht oder gemäß § 78 JW G der Aufsicht 
des L andesjugendam tes un terstehen.

10.9 Die tatsächlich notw endigen Kosten der U nter­
b ringung in einem  In te rn a t oder einer g leicharti­
gen E inrichtung sind wie folgt zu berechnen: 
Der tatsächlich im B ew illigungszeitraum  zu en t­
richtende H eim kostengesam tbetrag ist durch die 
Zahl der K alenderm onate des Bew illigungszeit­
raum es zu teilen. Dem Sich danach ergebenden 
B etrag sind 25 DM (als Bedai'f fü r die Ferienzeit, 
die der A uszubildende nicht im Internat/H eim  
lebt) hinzuzurechnen. Der sich danach ergebende 
G esam tbetrag gilt als m onatlicher B edarf bis zu 
einer Flöhe von 320 DM. Das Taschengeld ist 
hinzuzurechnen.

10.10 Die Kosten sind notwendig, w enn eine preis­
günstigere U nterbringung in einem  zum utbaren 
In te rn a t oder einer zum utbaren gleichartigen E in ­
richtung (vgl. Tz. 10.5) nicht möglich ist. Von 
diesem  G rundsatz kann n u r abgewichen werden, 
w enn bei einer anderen E inrichtung das V er­
hältn is der Leistungen zu den Kosten angem es­
sener ist.
Das A m t fü r A usbildungsförderung kann  die 
Zahlung des geltend gem achten Betrages n u r 
verw eigern, w enn es die Möglichkeit einer preis­
günstigeren U nterbringung bei gleichen pädago­
gischen Leistungen nachweist.

10.11 Ist ein A uszubildender in einem  In te rn a t oder 
einer gleichartigen E inrichtung untergebracht, 
so ist im Regelfall davon auszugehen, daß dies 
aus G ründen der A usbildung geschieht.

10.12 Tz. 10.2 bis 10.6 sind entsprechend anzuw enden.

Zu Absatz 4

10.13 Als notw endig sind anzuerkennen die Kosten 
der fü r den Schulbesuch erforderlichen täglichen 
F ah rten  zwischen U nterkunft und A usbildungs­
s tä tte  m it einem  regelm äßig verkehrenden  Be­
förderungsm itte l in Höhe der tariflich günstigsten 
Zeitkarte .

10.14 Als notw endig sind auch die angem essenen M ehr­
kosten für die Benutzung regelm äßig v erkeh ren ­
der B eförderungsm ittel anzusehen, durch die eine 
w esentliche V erkürzung der W egzeit erreicht 
w ird.

10.15 Als B edarf gelten die Kosten eines regelm äßig 
verkehrenden  B eförderungsm ittels in Höhe der 
ta riflich  günstigsten Z eitkarte  in jedem  K alen­
derm onat des Bew illigungszeitraum es.

10.16 Ist die A usbildungsstätte m it einem  regelm äßig 
verkehrenden  B eförderungsm ittel nicht in zum ut­
b a re r Weise zu erreichen, sind die Kosten fü r die 
B enutzung eines privaten  K raftfahrzeuges in 
Höhe von 0,06 DM pro F ahrk ilom eter als no t­
w endig anzuerkennen.

10.17 Die Kosten fü r die B enutzung eines p rivaten  
K raftfahrzeuges sind u n te r Angabe der Zahl der 
F ah rten  und  F ahrk ilom eter v ie rteljäh rlich  abzu­



rechnen. Das A m t fü r A usbildungsförderung zahlt 
m it dem F orderungsbetrag  monatlich einen A b­
schlag in gleichbleibender Höhe.

Zu Absatz 5

10.18 Die Bestim m ung ist als A usnahm evorschrift eng 
auszulegen. Jede zusätzliche Leistung nach Abs. 5 
m uß zur V erm eidung von H ärten  erforderlich 
sein. A usbildungsförderung ist danach n u r zu 
leisten, wenn
a) ohne die zusätzlichen M ittel die D urchführung 

der A usbildung wesentlich erschw ert oder
b) durch diese M ittel die A usbildung wesentlich 

gefördert wird.

10.19 Zu den besonderen A ufw endungen gehören nicht 
die Kosten fü r den L ebensunterhalt und nicht die 
üblichen A usbildungskosten (vgl. Tz. 9.1 bis 9.3).

10.20 A usbildungsförderung kann fü r besondere A uf­
w endungen nu r geleistet w erden, soweit diese 
A ufw endungen zusam m en m it den üblichen A us­
bildungskosten 20 v. H. der Bedarfssätze des § 10 
Abs. 1—3 überschreiten. In diesem Fall ha t der 
A uszubildende die V erw endung der fü r die üb li­
chen Ausbildungskosten angesetzten M ittel d a r ­
zulegen.

10.21 Besucht der A uszubildende eine p rivate A usbil­
dungsstätte, so gilt als besondere A ufw endung 
das tatsächlich zu entrichtende Schulgeld
a) fü r Schüler von w eiterführenden  allgem ein- 

bildenden Schulen, von Fachoberschulen, Be­
rufsaufbauschulen, A bendrealschulen, A bend­
gym nasien und Kollegs bis zu einer Höhe von

30,— DM
b) fü r Schüler von Berufsfachschulen und 

Fachschulen
bis zu einer Höhe von 50,— DM.

Als Schulgeld ist nu r anzusehen, ein B eitrag zu 
den laufenden Personal- und Sachkosten der 
A usbildungsstätte.

10.22 A ndere besondere A ufw endungen sind z. B. be ­
sonders hohe Kosten fü r Fam ilienheim fahrten.

10.23 D er U nterbringung in einem  In te rn a t steh t die 
in einer entsprechenden E inrichtung gleich.

Zu § 12 Abs. 1

12.1 Renten jeder A rt sind in der tatsächlich gelei­
steten Höhe Einnahm en im Sinne dieses Gesetzes. 
Zu den Einnahm en in Geld gehört nicht, was im 
Wege des Erbfalles erlangt w ird. Das gilt nicht 
fü r w iederkehrende Bezüge. Schenkungen und 
Lotteriegew inne sind Einnahm en im Sinne dieses 
Gesetzes.

12.2 E innahm en in G eldeswert, d. h. E innahm en, die 
nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, W aren 
und sonstige Sachbezüge), sind m it den nach § 3 
der Lohnsteuer-D urehführungsV O  m aßgebenden 
steuerpflichtigen Sachbezugswerten anzusetzen. 
A uskünfte h ierüber können, soweit es sich um  die 
am tlichen Sachbezugswerte handelt, das zu­
ständige F inanzam t, im übrigen der jeweilige 
A rbeitgeber erteilen.

12.3 E innahm en in frem dländischer W ährung sind 
nach dem  D urchschnittskurs des Jah res  um zu­
rechnen, das fü r die Feststellung der Höhe des 
E inkom m ens m aßgebend ist. F ü r die E innahm en 
des A uszubildenden im B ew illigungszeitraum  ist 
entsprechend zu verfahren.

12.4 Mit der Erzielung der E innahm en verbundene 
notw endige A ufw endungen (§ 12 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1) sind
a) bei E innahm en aus n ichtselbständiger A rbeit 

die W erbungskosten im Sinne des § 9 EStG,
b) bei E innahm en aus Land- und Forstw irtschaft,

G ew erbebetrieb und selbständiger A rbeit die 
Betriebsausgaben im Sinne des § 4 EStG nach 
M aßgabe des § 12 Abs. 2 Satz 2 (vgl. Tz. 12.5),

c) bei E innahm en aus K apitalverm ögen, V er­
m ietung und V erpachtung und bei sonstigen 
E innahm en die W erbungskosten im Sinne des 
§ 9 EStG nach M aßgabe des § 12 Abs. 2 Satz 2 
(vgl. Tz. 12.5).

12.5 Mit der Erzielung der E innahm en nicht no tw en­
dig verbundene A ufw endungen sind die erhöhten 
Absetzungen und Sonderabschreibungen, soweit 
sie die nach § 7 EStG zulässigen Absetzungen fü r 
A bnutzung übersteigen.

12.6.1 Die W erbungskosten sind bis zur Höhe folgen­
der Pauschbeträge von den Einnahm en aus der 
jew eiligen E innahm eart abzuziehen:
bei E innahm en aus n ichtselbständiger A rbeit 

564 DM jährlich  / 47 DM monatlich 
bei E innahm en aus K apitalverm ögen 

150 DM jährlich  / 12,50 DM monatlich 
bei w iederkehrenden Bezügen

200 DM jährlich  / 17 DM monatlich.
12.6.2 D ie G eltendm achung höherer W erbungskosten 

b le ib t V orbehalten .

12.7 Bei A rbeitnehm ern sind die Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung und zur B undesanstalt fü r 
A rbeit oder freiw illige A ufw endungen zur sozia­
len Sicherung oder fü r eine p rivate K ranken-, 
U nfall- oder Lebensversicherung in ih rer jew eili­
gen, nachgewiesenen Höhe von dem G esam tbe­
trag  der E innahm en abzuziehen. Die A ufw endun­
gen dürfen  insgesam t 17 v. H. der G esam tein­
nahm en nach Abzug der W erbungskosten, höch­
stens jedoch 3 600 DM jährlich  betragen.

12.8 Bei N ichtarbeitnehm ern sind die freiw illigen 
A ufw endungen zur sozialen Sicherung oder für 
eine p rivate  K ranken-, U nfall- oder L ebensver­
sicherung in ih rer jeweiligen, nachgewiesenen 
Höhe von dem G esam tbetrag der E innahm en ab ­
zuziehen. Die A ufw endungen h ie rfü r dürfen  ins­
gesam t 25 v. H. der G esam teinnahm en nach A b­
zug der W erbungskosten und Betriebsausgaben, 
höchstens jedoch 5 000 DM jährlich  betragen.

12.9 Soweit nicht besondere U m stände vorliegen, hat 
das Am t fü r A usbildungsförderung davon auszu ­
gehen, daß der Berechtigte alle ihm  zustehenden 
Ansprüche realisiert hat.

12.10 Ansprüche und A nw artschaften sind nicht zu 
verw irklichen im Sinne dieser Vorschrift, wenn 
eine gerichtliche G eltendm achung erforderlich 
w äre.

12.11 W ichtiger G rund, einen Anspruch oder eine A n­
w artschaft nicht geltend zu machen, liegt insbe­
sondere vor bei verw andtschaftlichen Beziehun­
gen zum Schuldner.

Zu Absatz 2

12.12 E rhöhte A bsetzungen und Sonderabschreibungen, 
die die nach § 7 des Einkom m ensteuergesetzes 
zulässigen Absetzungen fü r A bnutzung überste i­
gen, sind in folgenden V orschriften vorgesehen:
a) § 7 b EStG und § 54 EStG (erhöhte A bsetzun­

gen fü r W ohngebäude, E in- und Zw eifam i­
lienhäuser sowie Eigentum sw ohnungen);

b) § 7 e EStG (B ew ertungsfreiheit fü r F abrikge­
bäude);

c) §§ 76—78 EStDV (Begünstigung bestim m ter 
Investitionen bei L and- und F orstw irten);

d) § 79 EStDV (B ew ertungsfreiheit fü r A bw ässer­
behandlungsanlagen) ;

e) § 81 EStDV (B ew ertungsfreiheit fü r Investitio ­
nen im Bergbau);

f) § 82 EStDV (B ew ertungsfreiheit fü r L u ftre in i­
gungsanlagen);



g) § 82 a EStDV (erhöhte A bsetzungen fü r Mo­
dernisierungsaufw and bei A ltbauw ohnungen);

h) § 82 d EStDV (B ew ertungsfreiheit fü r W irt­
schaftsgüter, die der Forschung und Entw ick­
lung dienen);

i) § 82 e EStDV (B ew ertungsfreiheit fü r W irt­
schaftsgüter zur V erhinderung von L ärm  
usw.);

j) § 82 f EStDV (Sonderabschreibung bei See­
schiffen) ;

k) §§ 7, 12 Abs. 3, 40 des Schutzbaugesetzes vom 
9. Septem ber 1965 (Sonderabschreibungen für 
Schutzräum e);

l) §§ 14, 14 a des Berlinhilfegesetzes (erhöhte 
A bschreibungen fü r abnutzbare W irtschafts­
gü ter des A nlageverm ögens und fü r W ohn­
gebäude);

m) V erordnung über S teuervergünstigung zur 
F örderung des Baues von L andarbe ite rw oh ­
nungen (Sonderabschreibung beim  Bau von 
L andarbeiterw ohnungen).

Zu A bsatz 3 Nr. 1

12.13 Leistungen im S inne des Absatzes 3 Nr. 1 sind 
solche, die aufgrund
a) vertrag licher oder gesetzlicher H aftungsta tbe ­

stände (z. B. nach dem  BGB, insbesondere den 
§§ 823 ff., dem  ReiehshaftpflichtG , S traßen- 
verkehrsG , L uftverkehrsG ),

b) versorgungsrechtlicher V orschriften (z. B. Pfle­
gezulage nach § 35 BVG, U nterha ltsbe itrag  fü r 
F ührhunde nach § 14 BVG, K ostenersatz fü r 
K leider- und Wäsche verschleiß nach § 15 BVG, 
K ostenersatz fü r Pllegekral't und U nfallaus­
gleich nach §§ 138 und 139 BBG sowie e n t­
sprechender landesrechtlicher Bestim m ungen),

c) versicherungsrechtlicher V orschriften (z. B. 
Pflegegeld der U nfallversicherung nach § 558 
Abs. 3 RVO, K ostenersatz fü r K leider- und 
W äscheverschleiß nach § 16 VO über K ran k en ­
behandlung und B erufsfürsorge in der U nfall­
versicherung vom 14. Novem ber 1928 (RGBl. I 
S. 387),

d) sozialhilferechtlicher V orschriften (z. B. B lin ­
denhilfe nach § 67 BSHG, H ilfe zur Pflege 
nach den §§ 68, 69 BSHG)

zum  Ausgleich der durch K örperschaden beding­
ten  M ehraufw endungen zu erbringen sind.

12.14 Leistungen zum  E rsatz im m ateriellen  Schadens 
(z. B. Schmerzensgeld) sind Einkom m en.

vom 26. Ju li 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 785) in 
der N eufassung vom 20. F eb ruar 1967 (Bundes­
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Ä nderung versorgungsrechtlicher 
V orschriften vom 13. M ärz 1970 (Bundesge­
setzbl. I S. 277),

b) § 47 des Gesetzes über den Zivilen E rsatzdienst 
vom 13. Ja n u a r 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 10) 
in der N eufassung vom 16. Ju li 1965 (Bun- 
desgesctzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Siebente Gesetz zur Ä nderung des W ehr­
pflichtgesetzes vom 3. Septem ber 1969 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1567),

c) § 42 a des W ehrpflichtgesetzes in der Fassung 
der B ekanntm achung vom 28. Septem ber 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1773),

d) §§ 4, 5 des Gesetzes über H ilfsm aßnahm en für 
Personen, die aus politischen G ründen in Ge­
bieten außerhalb  der B undesrepublik  Deutsch­
land  und B erlins (West) in G ew ährung ge­
nom m en w urden (Häftlingshilfegesetz) vom 
6. A ugust 1955 in der N eufassung vom 25. Ju li 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 578), zuletzt geän­
dert durch das D ritte  Gesetz zur Ä nderung 
und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes vom 
30. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 451),

e) § 3 des Gesetzes über die U nterhaltsbeih ilfe 
fü r  Angehörige von K riegsgefangenen vom 
13. Jun i 1950 in der N eufassung vom 18. März 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 218),

f) §§ 66, 66 a des Gesetzes zur Regelung der 
R echtsverhältnisse der u n te r A rtikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 11. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) in der N eufas­
sung vom 13. O ktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1685), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Ä nderung beam tenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher V orschriften vom 19. 
Ju li 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 848),

g) § 5 des Gesetzes zur E inführung des B undes­
versorgungsgesetzes im S aarland  vom 16. A u­
gust 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292),

h) § 46 des Gesetzes über das Zivilschutzkorps 
vom 12. A ugust 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 782), 
zuletzt geändert durch das Zweite Besoldungs­
neuregelungsgesetz vom 14. Mai 1969 (Bundes­
gesetzbl. I S. 365) in V erbindung m it § 80 
Soldaten Versorgungsgesetz.

12.18 R enten im Sinne des Absatzes 3 Nr. 3 Buchstabe c
sind R enten nach den §§ 31 bis 34 BEG.

Zu Absatz 3 Nr. 4

Zu Absatz 3 Nr. 2

12.15 L eistungen im S inne des Absatzes 3 Nr. 2 sind 
solche, die die V erm eidung von k rankhe its- und 
schw angerschaftsbedingten K örper- und G esund­
heitsschäden, sowie solche, die die völlige W ieder­
herste llung  der G esundheit bezwecken, z. B. der 
vorbeugenden G esundheitshilfe nach § 36 BSHG 
oder der Tbc-H ilfe nach den §§ 48 ff. BSHG.

Zu A bsatz 3 Nr. 3

12.16 Die Höhe der G rundren ten  erg ib t sich fü r
den Beschädigten 
die W itwe 
den W itw er 
die W aise

aus § 31 BVG, 
aus § 40 BVG, 
aus § 43 BVG, 

aus § 46 BVG;
die Höhe der Schw erstbeschädigtenzulage ist in 
§ 31 Abs. 5 BVG bestim m t.

12.17 G rundren ten  und Schw erstbeschädigtenzulage 
entsprechend dem BVG w erden aufgrund  folgen­
der V orschriften gew ährt:
a) § 80 des Gesetzes über die V ersorgung fü r die 

ehem aligen Soldaten der B undesw ehr und ihre 
H in terbliebenen (Soldatenversorgungsgesetzl

12.19 Es ist davon auszugehen, daß üblicher- und zu­
m utbarerw eise alle E innahm en zunächst fü r den 
L ebensun terha lt und die A usbildung des Lei­
stungsem pfängers und seiner un terha ltsberech ­
tig ten  A ngehörigen eingesetzt werden.

12.20 Die einer A nrechnung entgegenstehende Zweck­
bestim m ung kann  sich ergeben aus
a) In h alt und Zweck der Rechtsvorschriften, au f ­

g rund deren die Leistung erbrach t wird,
b) der ausdrücklichen E rk lärung  des Leistungs­

gebers,
c) der A rt der Leistung (insbesondere bei Lei­

stungen in Geldeswert).

12.21 Ein besonders strenger M aßstab ist bei G eld­
leistungen einer P riva tperson  an den A uszubil­
denden anzulegen. Sie gelten als Einkomm en, 
solange der A uszubildende nicht eine der A n­
rechnung entgegenstehende ausdrückliche Zweck­
bestim m ung des Leistenden nachweist.

12.22 Leistungen an  den A uszubildenden, die fü r den 
U nterha lt seines Ehegatten  und seiner K inder 
bestim m t sind, gelten nicht als Einkomm en. Sie 
sind auf die F reibeträge nach § 14 Abs. 2 Satz 1 
anzurechnen (§ 14 Abs. 2 Satz 2).



12.23 Zu den sonstigen Leistungen, deren Zweckbestim ­
m ung einer A nrechnung entgegensteht, gehören
insbesondere:
a) Leistungen der Hilfe in besonderen Lebens­

lagen nach §§ 27 ff. BSHG;
b) Leistungen nach dem W ohngeldgesetz;
c) Leistungen nach dem BKGG, die der A uszu­

bildende fü r seine K inder erhä lt;
d) Entschädigungen aufgrund des Gesetzes über 

die Entschädigung ehem aliger deutscher 
K riegsgefangener;

e) Leistungen im Rahmen des M utterschutzes 
nach den §§ 195 Ziffer 3, 198, 200 b RVO;

f) S tipendien des Senators fü r W issenschaft und 
K unst in Berlin an S tudenten  der B erliner 
Hochschulen, die ihren  S tudienplatz vorüber­
gehend w estdeutschen S tudenten  zur V erfü­
gung stellen;

g) die Leistungen nach § 3 Z iffer 4 Buchstabe d 
EStG, bei G eldw ert der freien ärztlichen Be­
handlung usw. fü r Angehörige der B undes­
wehr, des Bundesgrenzschutzes usw. (§ 6 Z if­
fer 3 Buchstabe d LStDV);

h) H eiratsbeihilfen und G eburtsbeihilfen, die an 
A rbeitnehm er von dem A rbeitgeber gezahlt 
w erden, soweit die H eiratsbeihilfe den B etrag 
von 700 Deutsche M ark, die G eburtsbeihilfe 
von 500 Deutsche M ark, nicht übersteigt;

i) R eisekostenvergütung nach § 3 Z iffer 13 und 
16 EStG, § 4 Z iffer 2 und 3 LStDV;

j) U m zugskostenvergütung nach § 3 Z iffer 13 
und 16 EStG, § 4 Z iffer 2 und 3 LStDV;

k) A ufw andsentschädigung nach § 3 Z iffer 12 
EStG, § 4 Z iffer 1 LStDV;

l) A uslagenersatz nach § 3 Z iffer 50 EStG, § 4 
Z iffer 4 LStDV;

m) G eldw ert der D ienstbekleidung, E inkleidungs­
beihilfen, Beköstigungszuschüsse usw. bei A n­
gehörigen der Bundesw ehr, des B undesgrenz­
schutzes usw. nach § 3 Z iffer 4 a—c EStG, 
§ 6 Z iffer 3 a bis c LStDV;

n) W ert der unentgeltlichen Ü berlassung von 
A rbeitskleidung, Fehlgeldentschädigung und 
W erkzeugsgeld gem äß A bschnitt 2 Abs. (2) der 
Lohnsteuerrichtlinien 1968;

o) verm ögensw irksam e Leistungen des A rbeit­
gebers fü r den A rbeitnehm er, sow eit sie nach 
§ 12 Abs. 1 des Zweiten V erm ögensbildungs­
gesetzes vom 1. Ju li 1965 in der Fassung vom
1. O ktober 1969 (Bundcsgesetzbl. I S. 1853) 
steuerfre i und nicht verm ögensw irksam  ange­
legte A rbeitslohnteile im Sinne des § 4 des 
Gesetzes sind.

Zu § 13 Abs. 1

13.1 Daß die E innahm en des A uszubildenden regel­
m äßig w iederkehren, ist anzunehm en, w enn sie 
zur E rfüllung

a) eines gesetzlichen Anspruchs durch einen T rä ­
ger der Sozialversicherung, einen öffentlich- 
rechtlichen D ienstherrn  oder eine öffentlich- 
rechtliche Kasse,

b) eines Anspruchs aus einem  ständigen A rbeits­
verhältn is durch den Arbeitgeber,

c) eines gesetzlichen oder vertraglichen U n ter­
haltsanspruchs, es sei denn durch die E ltern  
oder den Ehegatten,

in jedem  K alenderm onat des Bew illigungszeit­
raum s in fest voraus bestim m barer, gleicher 
Höhe geleistet w erden.

13.2 K ehrt ein Teil der E innahm en regelm äßig in 
bestim m ter gleicher Höhe w ieder, so ist insoweit 
nach A bsatz 1, im übrigen nach A bsatz 2 zu v er­
fahren.

13.3 Bei der E rm ittlung des Einkom m ens des A uszu­
bildenden ist in folgender Weise zu verfahren :
a) Von den E innahm en

1. aus n ichtselbständiger Arbeit,
2. aus K apitalverm ögen,
3. aus w iederkehrenden Bezügen
sind, soweit nicht höhere W erbungskosten 
im B ew illigungszeitraum  geltend gem acht 
w erden, fü r jeden K alenderm onat des Be­
w illigungszeitraum s ein M onatspauschbetrag 
(vgl. Tz. 12.6.1) abzuziehen. Bei anderen E in ­
nahm en sind die Betriebsausgaben im Bewil­
ligungszeitraum  abzuziehen.

b) Der von dem A uszubildenden zu entrichtende 
E inkom m ensteuer- und K irchensteuerbetrag  
ist festzustellen und von den E innahm en ab ­
zuziehen.

c) Die Höhe der Pflichtbeiträge zur Sozialver­
sicherung und zur B undesanstalt fü r A rbeit 
ist festzustellen und von den E innahm en 
abzuziehen.

13.4 Freiw illige A ufw endungen zur A lterssicherung 
können von den E innahm en des A uszubildenden 
nicht abgezogen werden. Das gleiche gilt fü r A uf­
w endungen fü r eine Lebensversicherung, es sei 
denn, daß sie im A usnahm efall angem essen ist.

13.5 Die tatsächlichen A ufw endungen fü r eine private 
K ranken- oder U nfallversicherung können nur 
bis zu 40 DM m onatlich berücksichtigt werden. 
Rückvergütungen sind von den A ufw endungen 
in dem B ew illigungszeitraum  abzusetzen, in dem 
sie ausgezahlt werden.

13.6 G laubhaft zu machen sind
a) die E innahm en aus n ichtselbständiger A rbeit 

soweit möglich durch eine Bescheinigung des 
A rbeitgebers,

b) die E innahm en aus Vermögen soweit möglich 
durch Bescheinigung eines G eldinstituts,

c) die erhöhten  A ufw endungen nach § 12 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, die Pflichtbeiträge zur Sozialver­
sicherung und zur B undesanstalt fü r A rbeit 
und die A ufw endungen für eine p rivate K ra n ­
ken- und U nfallversicherung durch die Vor­
lage von Belegen.

Im  übrigen sind die E innahm en sowie die Be­
triebsausgaben durch eine E rk lärung  des A uszu­
bildenden deren Vollständigkeit und Richtigkeit 
zu versichern ist, g laubhaft zu machen.

13.7 Der A uszubildende ist darau f hinzuweisen, daß 
seine Angaben bei F inanzbehörden überp rü ft 
w erden können.

Zu Absatz 2

13.8 Sonstiges E inkom m en sind alle Einnahm en, die 
nach § 12 als E inkom m en gelten und nicht nach 
§ 13 Abs. 1 auf den B edarf angerechnet w erden.

13.9 Läßt sich die Höhe der E inkünfte im Voraus nicht 
sicher bestim m en, so ist bei der A nrechnung von 
dem voraussichtlich zu erw artenden  Betrag, ist 
auch ein solcher nicht hinreichend zu bestim m en, 
von dem voraussichtlichen M indestbetrag auszu­
gehen.

13.10 Bei der E rm ittlung  des E inkom m ens ist nach Tz.
13.3 bis 13.8 zu verfahren.

13.11 Das voraussichtlich regelm äßig w iederkehrende 
(Absatz 1) sowie sonstige (Absatz 2) E inkom m en 
des Auszubildenden im B ew illigungszeitraum  ist 
auf den m onatlichen B edarf m it dem B etrag a n ­
zurechnen, der sich ergibt, w enn die Sum m e 
dieses E inkom m ens durch die Zahl der K alender­
m onate des B ew illigungszeitraum s geteilt w ird.



14.1 A rbeitseinkom m en ist das E inkom m en, das
a) fü r eine Beschäftigung im öffentlichen oder 

p rivaten  D ienst (nicht selbständige Arbeit),
b) aus se lbständiger A rbeit im Sinne des § 18 

EStG,
c) in einem  land - oder forstw irtschaftlichen Be­

trieb  oder einem  G ew erbebetrieb durch T ätig ­
keit

erzielt w ird.

14.2 Einkom m en aus Vermögen ist das Einkom m en, 
das aus
a) K apitalverm ögen nach § 20 EStG,
b) V erm ietung und V erpachtung nach § 21 EStG 
erzielt w ird.

Zu A bsatz 2

14.3 Den F re ibetrag  fü r seinen Ehegatten  kann der 
A uszubildende nicht geltend machen, w enn er 
dauernd  von ihm  getrenn t lebt (vgl. zu diesem 
B egriff Tz. 16.1).

14.4 Zu den Einkom m en des Auszubildenden im Sinne 
des Satzes 2 gehören auch E innahm en nach § 12 
Abs. 3, insbesondere sow eit sie dazu bestim m t 
sind (§ 12 Abs. 3 Nr. 4) oder üblicher- oder zu­
m utbarerw eise dazu verw endet w erden, den 
U n terha ltsbedarf des Ehegatten  oder der K inder 
zu decken.

14.5 Es ist davon auszugehen, daß der E hegatte sein 
E inkom m en (§ 12) zunächst dazu verw endet, 
seinen eigenen U nterha ltsbedarf zu decken. E r­
zielt der E hegatte des A uszubildenden selbst E in ­
komm en, so kom m t ein F re ibetrag  vom Einkom ­
m en des A uszubildenden nach § 14 Abs. 2 fü r ihn 
n u r in B etracht, sow eit das Einkom m en 300 DM 
m onatlich nicht erreicht.

14.6 Der F re ibetrag  fü r ein K ind des Auszubildenden 
nach § 14 Abs. 2 m indert sich um
a) das eigene Einkom m en dieses Kindes,
b) den au f dieses K ind en tfa llenden  A nteil des 

K indergeldes nach BKGG soweit der A uszu­
bildende der K indergeldberechtigte ist,

c) den Betrag, der vom Einkom m en des Ehe­
gatten  des A uszubildenden nach § 16 Abs. 3 
fü r dieses K ind anrechnungsfrei bleibt.

Zu A bsatz 3

14.7 M aßgebend ist die N ettovergütung in ih rer je ­
w eiligen Höhe.

14.8 Nicht regelm äßige Zahlungen zu besonderen A n­
lässen sind nicht zu berücksichtigen.

14.9 Fam ilienzuschläge zur P rak tikan tenvergü tung  
bleiben anrechnungsfrei.

14.10 Auch w enn sich der B edarf des P rak tik an ten  
nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bem ißt, bleiben für 
seinen E hegatten  und seine K inder B eträge nach 
Abs. 1 Satz 1 von der V ergütung aus dem  P ra k ti­
kan tenverhä ltn is  nicht anrechnungsfrei.

Zu § 15 Abs. 1

15.1 Bei der E inkom m ensberechnung ist auszugehen 
von den E innahm en, Wei’bungskosten und Be­
triebsausgaben  sowie h ie rau f en tfa llenden  
S teuern  und A ufw endungen zur sozialen Siche­
rung, w ie sie sich aus der E rk lärung  des E hegat­
ten  und der E lte rn  des A uszubildenden auf dem 
vom B undesm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie 
und G esundheit bestim m ten F orm blatt ergeben.

15.2 Die E innahm en aus nichtselbständiger A rbeit, 
die h ierau f en tfa llenden  S teuern  und die Pflicht­
beiträge zur Sozialversicherung und zur B undes­

ans ta lt fü r A rbeit sind durch Lohnbescheinigung 
des A rbeitgebers nachzuweisen.

15.3 Die steuerpflichtigen E innahm en im  übrigen so­
w ie die h iervon abzuziehenden Betriebsausgaben 
und die W erbungskosten bei E innahm en aus 
V erm ietung und V erpachtung und K apitalverm ö­
gen sind, w enn der E rk lärende zur Einkom m en­
steuer veran lag t ist, durch den Steuerbescheid 
nachzuweisen.

15.4 D er G esam tbetrag  der erhöhten  Absetzungen und 
Sonderabschreibungen, die die nach § 7 EStG zu ­
lässigen A bsetzungen fü r A bnutzung übersteigen, 
sind durch Bescheinigung des F inanzam tes nach­
zuweisen.

15.5 E rhöhte W erbungskosten, freiw illige B eiträge 
zu r Sozialversicherung sowie zu einer privaten  
K ranken-, U nfall- und Lebensversicherung sind 
durch Belege nachzuweisen.

15.6 Es ist darau f zu achten, daß erhöhte Absetzungen 
und Sonderabschreibungen, soweit sie die nach 
§ 7 EStG zulässigen A bsetzungen fü r Abnutzung 
übersteigen, dem Einkom m en hinzugerechnet 
werden.

Zu Absatz 2

15.7 Zur G laubhaftm achung der E inkom m ensverhält­
nisse ist die schriftliche V ersicherung erfo rder­
lich, daß die Angaben richtig und vollständig 
sind.

15.8 Soweit die E inkom m ensverhältnisse in dem nach 
A bsatz 1 m aßgeblichen Berechnungszeitraum  be­
re its  feststellbar sind, ist nach den Tz. 15.1 bis
15.6 zu verfahren.

15.9 D er V orbehalt der Rückforderung m uß in dem 
Bescheid ausgesprochen w erden.

15.10 Das A m t fü r A usbildungsförderung h a t darauf 
h inzuw irken, daß das Einkom m en baldm öglichst 
endgültig  festgestellt wird.

Zu Absatz 3

15.11 Das Einkom m en ist n u r dann  wesentlich n ied ri­
ger, w enn sich bei Berücksichtigung der E inkom ­
m ensm inderung der Forderungsbetrag  um  m in ­
destens 10 DM m onatlich erhöht.

Zu § 16 Abs. 1

16.1 Die E lte rn  leben dauernd  getrennt, w enn die 
eheliche Lebensgem einschaft, d. h. der gesam te 
In h alt des persönlichen V erhältnisses der Ehe­
gatten  zueinander, aufgehoben ist. Es kann  nicht 
allein au f die räum liche T rennung abgestellt 
w erden. Die A ufhebung der häuslichen G em ein­
schaft ist ein Anzeichen fü r das dauernde Ge­
trenntleben .

16.2 A lleinstehender E ltern teil ist z. B. der verw it­
w ete oder nichteheliche E lte rn teil oder der Adop­
tierende bei Adoption eines frem den K indes 
durch einen Ehegatten.

16.3 D er F re ibetrag  des Absatzes 1 Satz 2 erhöh t sich 
u. a. fü r w eitere nach dem  bürgerlichen Recht 
U nterhaltsberech tig te  z. B. E hegatte des w ieder­
verhe ira te ten  E ltern teils (vgl. Absatz 3).

Zu Absatz 3

16.4 Die F örderung nach diesem  Gesetz oder en tsp re ­
chend diesem Gesetz richtet sich nach dem  Teil 
des Gesetzes, der in K raft getre ten  ist.

16.5 E ntsprechend diesem Gesetz w ird  nach anderen 
V orschriften A usbildungsförderung geleistet ins­
besondere fü r
a) die A usbildung in der K lasse 10 der w eiter­

führenden  allgem einbildenden Schulen und



der Fachoberschulen sowie in der Berufsfach­
schule, soweit fü r deren Besuch der Realschul­
abschluß oder eine vergleichbare Vorbildung 
nicht vorausgesetzt w ird, w enn sie nach L an­
desrecht entsprechend diesem Gesetz geför­
dert wird,

b) die A usbildung in B etrieben und überbe trieb ­
lichen Einrichtungen (nach dem AFG),

c) die A usbildung an Hochschulen, Akademien, 
Ingenieur- und höheren Fachschulen (nach 
den besonderen Bew illigungsbedingungcn fü r 
die Vergabe von B undesm itteln  zur F örde­
rung von S tudenten  an den w issenschaftlichen 
Hochschulen in der B undesrepublik  Deutsch­
land einschließlich des Landes Berlin — Stand 
2. 1. 1970 —, (sogenanntes H onnefer Modell) 
oder diesen entsprechenden landesrechtlichen 
Bestim m ungen).

16.6 Der F re ibetrag  fü r ein Kind des Einkom m ensbc- 
zichers nach § 16 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 m indert sich 
um das eigene Einkom m en dieses Kindes. Der 
auf dieses Kind en tfallende A nteil des K inder­
geldes nach BKGG ist bei dem Einkom m en des 
K indergeldberechtigten hinzugercchnet und w ird 
deshalb h ier nicht berücksichtigt.

16.7 Eine M inderung des F reibetrages nach § 16 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 ist nicht vorzunehm en.

Zu Absatz 7

16.8 Die Bestim m ung bezweckt den Ausgleich der 
pauschalierten Bedarfsregelung; durch sie soll 
den außergew öhnlichen Belastungen — etw a ko­
stenaufw endigen E rkrankungen  oder erhöhtem  
L ebensbedarf infolge besonderer U m stände — 
des Einkom m ensbeziehers Rechnung getragen 
w erden. Ein zusätzlicher F re ibetrag  hiernach ist 
n u r zu gew ähren, soweit er zur V erm eidung einer 
nicht n u r unerheblichen G efährdung der A usbil­
dung erforderlich ist.

16.9 Die Bestim m ung ist als A usnahm evorschrift eng 
auszulegen.

Zu § 17

17.1 Das N ähere über die A nrechnung des v e rw ert­
baren  Vermögens w ird durch eine R echtsverord­
nung der B undesregierung m it Zustim m ung des 
B undesrates bestim m t, zu der V erw altungsvor­
schriften gesondert erlassen werden.

Zu § 19 Abs. 2

19.1 Zu dem Begriff „D eutscher“ vgl. Tz. 6.2, zu dem 
B egriff „gewöhnlicher A ufen tha lt“ vgl. Tz. 4.2.

19.2 Zu den Begriffen „A usbildung“, „Abschluß“ und 
„erste berufsqualifizierende A usbildung“ vgl. Tz.
5.1 bis 5.3.

19.3 Zu den Begriffen „besondere A ufw endungen“ 
und „überdurchschnittliche A usbildungskosten“ 
vgl. Tz. 10.18 bis 10.23.

Zu A bsatz 3

19.4 G rundsätzlich ist A usbildungsförderung in den 
Fällen des § 19 Abs. 2 Nr. 1 n u r als D arlehen zu 
leisten. A bsatz 3 ist als A usnahm evorschrift eng 
auszulegen.

19.5 W ann im Einzelfall A usbildungsförderung nach 
§ 19 Abs. 3 ganz oder teilw eise als Zuschuß zu 
leisten ist, w ird in einer besonderen V erw al­
tungsvorschrift über die Förderung nach § 4 (vgl. 
Tz. 4.5) des N äheren geregelt.

Zu § 20 Abs. 1

20.1 Die Entscheidung über den D arlehnsan trag  ist

dem A uszubildenden in einem  besonderen Be­
scheid m itzuteilen. H ierzu ist das vom Bundes­
m inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und G esund­
heit bestim m te Form blatt zu verw enden.

Zu Absatz 2

20.2 Ein D arlehensnehm er gerät in Verzug, wenn er 
den jeweils fälligen Rückzahlungsbeti'ag nicht 
term ingerecht leistet.

20.3 Die Verzugszinsen sind von dem D arlehnsbetrag  
zu erheben, m it dem der D arlehensnehm er in 
Verzug ist. Von der Erhebung ist bei einer v e r ­
späteten  Zahlung einer R ückzahlungsrate bis zu 
10 Tagen abzusehen.

20.4 Die Ä nderung des D arlehensvertrags ist dem 
B undesm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und G e­
sundheit Vorbehalten. Dasselbe gilt fü r die S tu n ­
dung, Niederschlagung und den E rlaß einer D ar­
lehensforderung sowie einen Vergleich hierüber.

Zu Absatz 3

20.5 Die A usbildung endet m it dem Bestehen der Ab­
schlußprüfung des letzten A usbildungsabschnitts 
oder, wenn eine solche nicht vorgesehen ist, m it 
der tatsächlichen planm äßigen Beendigung des 
letzten Ausbildungsabschnitts. W ird ein P rü - 
fungs- oder Abschlußzeugnis erteilt, so ist das 
D atum  dieses Zeugnisses maßgebend.

20.6 Die A usbildung ist fe rner beendet, w enn der 
A uszubildende einen A usbildungsabschnitt ab ­
bricht. Daß der Auszubildende die A usbildung 
abgebrochen hat, ist anzunehm en, w enn er
a) vor der planm äßigen Beendigung die A usbil­

dung form al aufgibt oder
b) in einem  K alenderm onat an keinem  Tag die 

A usbildung tatsächlich fortsetzt, es sei denn, 
er ha t dies nicht zu vertreten .

20.7 Ob die A usbildung oder w eitere Ausbildung nach 
diesem Gesetz oder anderen V orschriften e n t ­
sprechend gefördert w erden kann, ist unerheb ­
lich. P raktische A usbildungszeiten (z. B. R eferen ­
darausbildung, M edizinalpraktikantenzeit) gehö­
ren zur A usbildung im Sinne dieser Vorschrift.

20.8 W ird — auch nach einer zeitweiligen E rw erbs­
tä tigke it — die A usbildung fortgesetzt, so w ird 
die F ris t des Absatzes 3 von der Beendigung d ie­
ses neuen A usbildungsabschnitts an gerechnet.

20.9 Nach Beendigung der A usbildung ist ein Rück­
zahlungsbescheid zu erteilen, in dem die D ar­
lehenssum m e sowie die R ückzahlungsterm ine 
anzugeben sind. H ierzu ist das vom B undesm ini­
sterium  fü r Jugend, Fam ilie und G esundheit be ­
stim m te F orm blatt zu verw enden.

Zu § 21

21.1 A usbildungsförderung w ird nicht geleistet, so­
lange der A uszubildende aus einem  von ihm  zu 
vertre tenden  G rund die A usbildungsstätte nicht 
besucht oder das P rak tikum  nicht ableistet.

21.2 A usbildungsförderung w ird unbeschadet der Tz.
21.3 in voller Höhe fü r den M onat geleistet, in 
dem der jeweilige A usbildungsabschnitt nach den 
Tz. 20.5 und 20.6 endet.

21.3 Is t der A uszubildende über die D auer von drei 
K alenderm onaten  infolge einer E rk rankung  ge­
h indert, die A usbildungsstätte zu besuchen oder 
das P rak tikum  abzuleisten, so soll A usbildungs­
förderung nicht über das Ende des d ritten  K a­
lenderm onats hinaus geleistet werden.

21.4 W ährend der un terrich tsfre ien  Zeit kann A us­
bildungsförderung nu r geleistet w erden, w enn 
diese in einem  K alenderjah r 85 F erienw erktage 
nicht überschreitet.



23.1 Die Rückzahlungspflicht nach § 23 besteh t nu r 
hinsichtlich des Teiles der A usbildungsförderung, 
fü r  den die L eistungsvoraussetzungen an keinem  
Tag des K alenderm onats Vorgelegen haben.

23.2 U nter dem V orbehalt der R ückforderung ist A us­
b ildungsförderung n u r geleistet, w enn die Rück­
forderung  in dem Bewilligungsbescheid ausdrück­
lich V orbehalten w orden ist.

Zu § 24

24.1 E lte rn  leisten den nach den V orschriften dieses 
Gesetzes angerechneten U nterha ltsbe trag  nicht, 
w enn sie w eder einen G eldbetrag noch Sachlei­
stungen in dieser Höhe an den Auszubildenden 
erbringen  oder fü r ihn  aufw enden. Die E ltern  
sind grundsätzlich fre i in  der W ahl der Lei­
stungsart.

24.2 F ü r die G laubhaftm achung reicht aus, daß der 
A uszubildende schriftlich versichert, daß seine 
E lte rn  den angerechneten U n terha ltsbe trag  nicht 
leisten. F ü r die V ersicherung ist das vom B un­
desm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und G esund­
heit bestim m te F o rm b latt zu verw enden.

24.3 Es ist nicht anzunehm en, daß die Fortsetzung 
der A usbildung gefährde t ist, w enn der von den 
E ltern  geleistete U n terha ltsbe itrag  den angerech­
neten  U n terha ltsbe trag  um  w eniger als 10 DM 
unterschreitet.

24.4 Den E lte rn  sind bei der Ladung zur A nhörung 
die A ngaben des A uszubildenden m itzuteilen; 
sie sind zugleich auf die Folgen ihres N ichter­
scheinens hinzuw eisen (vgl. Tz. 24.8).

24.5 Die Ladung zur A nhörung ist kurzfristig  zuzu­
stellen.

24.6 Bei der A nhörung sind die E lte rn  nachdrücklich 
auf die bestehende Rechtslage und die K onse­
quenzen nach § 25 fü r den Fall der w eiteren  V er­
w eigerung des U nterhaltsbetrages hinzuweisen.

24.7 Ü ber die A nhörung der E ltern  ist eine N ieder­
schrift anzufertigen, die den E lte rn  vorzulesen 
und von diesen zu unterzeichnen ist.

24.8 Geben die E lte rn  keine E rk lärung  zur Sache ab, 
ist davon auszugehen, daß die A ngaben des A us­
zubildenden zutreffen.

24.9 Leisten die E lte rn  lediglich einen Teil des ange­
rechneten U nterhaltsbetrages, so ist A usbil­
dungsförderung  ohne A nrechnung n u r dieses 
verw eigerten  Teilbetrages zu leisten.

24.10 A usbildungsföi’derung ist auch dann  vorauszu­
leisten, w enn der nach den V orschriften dieses 
Gesetzes angerechnete U n terha ltsbe trag  der E l­
te rn  die Höhe des vollen Bedarfssatzes betrögt.

24.11 § 24 ist entsprechend anzuw enden, w enn die E l­
te rn  nicht den vollen B edarf leisten und eine Be­
rechnung des U nterha ltsbe itrages der E lte rn  
nicht erfolgen kann, weil diese tro tz A ufforde­
rung  nach § 32 Abs. 4 nicht rechtzeitig die fü r die 
A nrechnung des U nterha ltsbe itrages erfo rderli­
chen A uskünfte erte ilen  und U rkunden vorlegen.

24.12 Eine entsprechende A nw endung des § 24 kom m t 
nicht in B etracht, wenn der E hegatte den nach 
den V orschriften dieses Gesetzes angerechneten 
U nterha ltsbe trag  nicht leistet.

Zu § 25 Abs. 1

25.1 Das Am t fü r A usbildungsförderung h a t die Ü ber­
le itung  in jedem  Fall zu veranlassen, indem  es 
nach der herrschenden A uffassung in R echtspre­
chung und R echtslehre davon ausgehen kann, 
daß ein bürgerlich-rechtlicher U n terha ltsan ­

spruch — w enn auch n u r in  Höhe eines Teiles 
des vorausgeleisteten Betrages — besteht.

25.2 Die U berleitungsanzeige ist zuzustellen.

Zu Absatz 3

25.3 „Unverzüglich“ erfo lg t eine schriftliche M ittei­
lung, w enn sie ohne schuldhaftes Zögern erfolgt.

Zu § 26

26.1 Die Ü berleitung darf n u r hinsichtlich der Lei­
stungen erfolgen, die au f den B edarf anzurech­
nen sind.

Zu § 27 Abs. 3

27.1 Die zuständige Behörde (Amt fü r A usbildungs- 
förderung nach § 27) fü h rt bei der D urchführung 
dieses Gesetzes die Bezeichnung „Amt fü r Aus­
b ildungsförderung“.

27.2 Das Am t fü r A usbildungsförderung ha t die A n­
träge (vgl. § 31 Abs. 1) entgegenzunehm en und zu 
bearbeiten  oder, falls es h ie rfü r örtlich nicht zu­
ständig ist, den A ntrag  unverzüglich an  das zu­
ständige Am t w eiterzuleiten  und den A ntrag ­
ste ller zu unterrichten .

27.3 Das Am t fü r A usbildungsförderung berä t den 
A ntragste lle r über die F örderung nach diesem 
Gesetz sowie über andere Förderungsm öglich­
keiten. Es ha t dabei insbesondere auf die ergän ­
zenden Leistungsm öglichkeiten nach dem  BSHG 
hinzuweisen.

Zu Absatz 4

27.4 Das L andesam t fü r A usbildungsförderung fü h rt 
ein Verzeichnis der in seinem  Zuständigkeits­
bereich gelegenen A usbildungsstätten, fü r deren 
Besuch A usbildungsförderung nach diesem Ge­
setz zu leisten ist und m acht darin  kenntlich, 
welcher Schulgattung die A usbildungsstätte zu­
zuordnen ist, sowie ob und fü r welche D auer ein 
P rak tikum  nach § 2 Abs. 3 gefordert w ird.

27.5 Die L änder un terrich ten  das B undesm inisterium  
fü r Jugend, Fam ilie und G esundheit über wich­
tige Vorgänge bei der D urchführung des Gesetzes 
(z. B. parlam entarische A nfragen, G rundsatzen t­
scheidungen sowie landesrechtliche B estim m un­
gen, die Einfluß auf die D urchführung des Ge­
setzes haben).

Zu § 30 Abs. 1

30.1 Zum B egriff „gewöhnlicher A u fen th a lt“ vgl. 
Satz 1 der Tz 4.2.

30.2 Bei einer Ä nderung der örtlichen Z uständigkeit 
(z. B. W ohnungswechsel der E ltern , Eheschlie­
ßung des Auszubildenden) ist die F örderungsakte 
abzugeben.

Zu § 31

31.1 Den A ntrag  h a t der A uszubildende zu stellen. Ist 
e r nicht voll geschäftsfähig, so bedarf er hierzu 
der schriftlichen Zustim m ung seines gesetzlichen 
V ertreters.

31.2 F ü r den A ntrag  ist in jedem  Fall das vom B un- 
desm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und G esund­
heit bestim m te F orm blatt zu verw enden. Ein 
form loser schriftlicher A ntrag  genügt zur F ris t­
w ahrung  (§ 21 Abs. 2).

31.3 Das Am t fü r A usbildungsförderung kann in A us­
nahm efällen  von den E rk lärungen  auf den vom 
B undesm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und 
G esundheit bestim m ten F o rm blättern  absehen, 
soweit ihm die erforderlichen Angaben in ande­
re r  fü r die B earbeitung ausreichender Form  ge­
m acht w erden.



31.4 Alle in  Zusam m enhang m it dem A ntrag  an fa l­
lenden A rbeiten h a t das Am t fü r A usbildungs­
förderung vorzunehm en; insbesondere ist es 
nicht zulässig, A usbildungsstätten  oder andere 
Behörden m it der Entgegennahm e von A nträgen 
zu beauftragen. Bei der B earbeitung der A n­
träge kann sich das Am t fü r A usbildungsförde­
rung  zen tra ler V erw altungsstellen bedienen.

31.5 Abweichend von Tz. 31.4 sind die deutschen A us­
landsvertretungen  zur Entgegennahm e der A n­
träge und V orbereitung der Entscheidung über 
die A usbildungsförderung eines Deutschen, der 
seinen gewöhnlichen A ufen thalt im Ausland hat 
und dort eine A usbildungsstätte besucht, beauf­
tragt.

31.6 D er A ntrag  ist abzulehnen, w enn der A uszubil­
dende die nach Tz. 31.1 erforderliche Zustim ­
m ung nicht beibringt, wenn er tro tz A ufforde­
rung des Amtes fü r A usbildungsförderung die 
zur Feststellung des Anspruchs erforderlichen 
Tatsachen nicht angibt oder Bew eism ittel nicht 
bezeichnet oder U rkunden nicht vorlegt.

31.7 Die L änder können in A usnahm efällen von den 
vom B undesm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und 
G esundheit bestim m ten F orm blättern  in der 
äußeren G estaltung abweichen.

Zu § 32 Abs. 3

32.1 Von den F inanzbehörden sind A uskünfte n u r e in ­
zuholen, w enn der A uszubildende oder seine 
A ngehörigen zur A uskunftserteilung selbst nicht 
in der Lage sind oder an der Richtigkeit ih rer 
Angaben Zweifel bestehen.

Zu A bsatz 4

32.2 Das A m t fü r A usbildungsförderung soll sich U r­
kunden n u r in den Fällen vorlegen lassen, in 
denen Zweifel an der Richtigkeit der Angaben 
bestehen. A nfragen nach Absatz 4 und 5 ist ein 
Hinweis auf die Bestim m ung über O rdnungs­
w idrigkeiten  (§ 39) beizufügen.

32.3 W enn die E ltern  und der Ehegatte des A uszu­
bildenden trotz entsprechender A ufforderung des 
Amtes fü r A usbildungsförderung A uskünfte nicht 
erte ilen  oder U rkunden nicht vorlegen und darum  
die fü r die Entscheidung über den A ntrag  m aß­
geblichen V erhältnisse auch n u r teilw eise nicht 
e rm itte lt oder nachgewiesen w erden können, so 
ist davon auszugehen, daß die V oraussetzungen 
fü r eine Bewilligung nicht vorliegen. Vor A bleh­
nung des A ntrags ist der A uszubildende auf § 24 
hinzuw eisen (vgl. Tz. 24.11).

Zu A bsatz 5

32.4 Die E inw illigung des A uszubildenden, seiner 
E ltern  und seines Ehegatten, A uskünfte des je ­
weiligen A rbeitgebers einzuholen, m uß schriftlich 
erfolgen.

32.5 E rteilen der Auszubildende, seine E ltern  oder sein 
E hegatte diese E inw illigung nicht, so sind die 
Angaben, die durch eine A uskunft des A rbeit­
gebers nachgewiesen w erden sollten, als nicht 
nachgewiesen anzusehen (vgl. Tz. 32.3).

Zu § 33 Abs. 1

33.1 Eine gutachtliche S tellungnahm e der A usbil­
dungsstätte  ist nicht erforderlich, wenn das Amt 
fü r A usbildungsförderung dem A ntrag  auf be­
sondere Förderung sta ttgeben  will.

33.2 Von der E inholung einer gutachtlichen S tellung­
nahm e ist abzusehen, w enn nicht zu erw arten  ist, 
daß die A usbildungsstätte über die zu entschei­
dende F rage A uskunft erteilen  kann.

33.3 Vor einer A blehnung des A ntrags ist die A us­
b ildungsstätte stets zu einer gutachtlichen S tel­
lungnahm e aufzufordern.

33.4 Das Am t fü r A usbildungsförderung te ilt in den 
Fällen, in denen es eine gutachtliche S tellung­
nahm e fü r erforderlich hält, dies dem A uszubil­
denden m it und übersendet ihm das vom B un­
desm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und Ge­
sundheit bestim m te Form blatt.

33.5 E rk lä rt sich die A usbildungsstätte außerstande, 
eine gutachtliche S tellungnahm e über die zu be­
urteilende F rage abzugeben oder verw eigert sie 
die Stellungnahm e, so ist das A m t fü r A usbil­
dungsförderung allein zur Entscheidung berufen.

Zu Absatz 3

33.6 Das A m t fü r A usbildungsförderung kann eine 
Ü berprüfung der gutachtlichen Stellungnahm e 
anregen.

33.7 Will das Amt fü r A usbildungsförderung aus 
wichtigem G rund von dem G utachten einer p ri­
vaten  A usbildungsstätte abweichen, so soll es 
zuvor eine Ü berprüfung des G utachtens anregen. 
Ein w ichtiger G rund liegt vor, wenn die B egrün­
dung — da in sich w idersprüchlich — die S tel­
lungnahm e offenbar nicht rechtfertig t oder die 
A usbildungsstätte erkennbar von unrichtigen 
V oraussetzungen tatsächlicher oder rechtlicher 
A rt ausgeht.

Zu § 34 Abs. 1

34.1 Der Bescheid ist zu begründen.

34.2 F ür den Bescheid ist das vom Bundesm inisterium  
fü r Jugend, Fam ilie und G esundheit bestim m te 
F orm blatt oder der aufgrund  der Entscheidung 
über den A ntrag  erforderliche Teil des F orm ­
b la ttes zu verw enden.

Zu Absatz 2

34.3 Ü ber die Leistung von A usbildungsförderung ist 
fü r den Zeitraum  zu entscheiden, fü r den der 
A uszubildende sie u n te r Beifügung der e rfo rder­
lichen Angaben bean trag t hat; das gilt nicht, 
w enn aus verw altungstechnischen G ründen ein 
anderer Zeitraum  angeraten  ist.

34.4 A usbildungsförderung ist fü r einen kürzeren 
Zeitraum  als 12 M onate zu bewilligen, w enn der 
A usbildungsabschnitt voraussichtlich vor A blauf 
von 12 M onaten beendet w ird.

34.5 A usbildungsförderung ist fü r einen längeren 
Zeitraum  als 12 M onate zu bewilligen, w enn der 
A usbildungsabschnitt voraussichtlich längstens 
nach 15 M onaten beendet sein w ird.

Zu Absatz 3

34.6 Zum Begriff „A usbildungsabschnitt“ vgl. Tz. 8.4 
und 8.5.

34.7 Ein A ntrag  ist n u r gestellt, w enn dazu das vom 
B undesm inisterium  fü r Jugend, Fam ilie und G e­
sundheit bestim m te Form blatt verw endet ist und 
ihm  die zur Entscheidung erforderlichen Angaben 
au f den vom B undesm inisterium  fü r Jugend, 
Fam ilie und G esundheit bestim m ten F orm blät­
te rn  beigefügt sind. Tz. 31.3, 31.7 gelten e n t­
sprechend. Das Fehlen einzelner A ngaben steht 
der A nnahm e einer ordnungsgem äßen A n trag ­
stellung nicht entgegen. Das gilt insbesondere, 
w enn der A ntragste ller das Fehlen der Angaben 
nicht zu vertre ten  hat.

34.8 Unbeschadet der Regelung des § 34 Abs. 3 ist auf 
den neuen A ntrag  hin über die Leistung von A us­
bildungsförderung vom Ende des früheren  Be­
w illigungszeitraum es an  zu entscheiden.



34.9 E rg ib t die Entscheidung über den neuen A ntrag, 
daß dem  A uszubildenden ein gegenüber dem  vor­
herigen Bewilligungsbescheid höherer F orde­
rungsbetrag  auszuzahlen ist, so ist der D ifferenz­
betrag  fü r  den Zeitraum , den der frühere  Be­
scheid gültig geblieben ist, nachzuzahlen. E rgibt 
die Entscheidung über den neuen A ntrag, daß 
dem  A uszubildenden ein gegenüber dem  vor­
herigen Bew illigungsbescheid geringerer B etrag  
zu zahlen ist, so kann  der überzah lte  B etrag  nicht 
zurückgefordert w erden.

34.10 Lassen die im  Zusam m enhang m it der erneu ten  
A ntragstellung gem achten A ngaben V eränderun ­
gen der fü r die Leistung von A usbildungsförde­
rung  w esentlichen V erhältn isse erkennen, so ist 
der neue A ntrag  als Ä nderungsanzeige zu w erten  
und der frühere  Bew illigungsbescheid en tsp re ­
chend zu ändern.

34.11 Das A m t fü r A usbildungsförderung h a t kassen­
technisch sicherzustellen, daß bei einer W eiter­
geltung des Bewilligungsbescheides A usbildungs­
förderung  w eitergeleistet w ird.

Zu § 35 Abs. 1

35.1 D er F orderungsbetrag  ist un b ar auf das vom 
A ntragste lle r angegebene Konto bei einem  G eld­
in stitu t zu zahlen.

35.2 Die Zahlung ist so rechtzeitig vorzunehm en, daß 
der B etrag  dem  A uszubildenden jew eils am  
le tzten  Tag des Vorm onats zur V erfügung steht. 
R ückruf bis zu diesem  Tag ist vorzubehalten.

Zu A bsatz 2

35.3 Rechtzeitig können die erforderlichen F ests tel­
lungen dann  nicht getroffen w erden, w enn sie 
nicht b innen eines K alenderm onats nach A n trag ­
stellung getroffen  w erden und deshalb nicht vor 
Beginn des ersten  M onats, fü r den A usbildungs­
förderung  bean trag t ist, über den A ntrag  e n t­
schieden w erden kann. Tz. 34.7 gilt entsprechend.

35.4 Der F orderungsbetrag  soll um  Vs gegenüber dem ­
jenigen B etrag  gekürzt w erden, der sich nach den

dem  A ntrag  beigefügten A ngaben voraussichtlich 
ergibt.

35.5 Is t nach den dem  A ntrag  beigefügten Angaben 
eine Vorausschätzung der Höhe des Forderungs­
betrages nicht möglich, so ist davon auszugehen, 
daß A usbildungsförderung in voller Höhe zu 
leisten ist, und der nach der A rt der Ausbildung 
und U nterbringung vorgesehene Bedarfssatz zu 
4/s — jedoch nicht m ehr als 250 DM — auszuzah­
len.

35.6 Der V orbehalt der R ückforderung ist auszuspre­
chen.

35.7 Der Forderungsbetrag  ist auch auszuzahlen, wenn 
e r  erst durch die A ufrundung nach Absatz 4 die 
Höhe von 10 DM erreicht.

Zu § 36

36.1 A uf dem  Bewilligungsbescheid ist auf die Pflicht 
des A ntragste llers zur unverzüglichen Anzeige 
der Ä nderungen der fü r die A usbildungsförde­
rung m aßgeblichen Tatsachen hinzuweisen. D a­
m it ist ein H inweis auf die Vorschrift des § 39 
zu verbinden.

36.2 Anzeigepflichtige Ä nderungsta tbestände sind vom 
A m t fü r A usbildungsförderung nicht ohne be­
sonderen Anlaß von am tsw egen zu erm itteln.

Zu § 40

40.1 D er Bewilligungsbescheid m uß eine Rechtsbe­
helfsbelehrung en thalten .

Zu § 43

43.1 A usbildungsförderung w ird  fü r Schüler von Fach­
oberschulen ab K lasse 11 geleistet.

43.2 A usbildungsförderung w ird  fü r Schüler von Ge­
sam tschulen geleistet, soweit diese sich in Lei­
stungsgruppen befinden die den K lassen 11 bis 
13 der G ym nasien oder den K lassen 11 und 12 der 
Fachoberschulen entsprechen.

B onn-B ad Godesberg, den 23. A pril 1970
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 1 A z.:..................
Ausbildungsstätte

in Klasse

Praktikum bei

A nlage 1

Den Antrag in Maschinen- oder Blockschrift 
vollständig ausfüllen bzw. ankreuzen 0

in

in Zusammenhang mit dem Besuch der Schule

(Eingangsstempel)

Antrag auf Ausbildungsförderung nach dem Ausbildungsförderungsgesetz

für den Bewilligungszeitraum vom..............................................b is ............................................... ')

Erstantrag

Wiederholungsantrag

□
□

Letzter Antrag gestellt beim Amt für Ausbildungsförderung

1. Auszubildender

1.1. Name, Vorname Geburtsname

1.2. Anschrift (gewöhnlicher Aufenthalt) Postleitzahl, Ort. Straße u. Hausnummer

1.3.

Wohnung während der Ausbildung bei der Familie??) ja L Z ] nein I l

1.4. Anschrift während der Ausbildung Postleitzahl, Ort, Siraße u. Hausnummer

1.5. Geburtsdatum Geburtsort, Kreis

1.6. Familienstand

ledig L . . I  verheiratet l ... I dauernd getrennt lebend I l verwitwet I I geschieden l I

1.7. Staatsangehörigkeit
n  n  nDeutscher im Sinne des GG I___I Heimatloser Ausländer I__ I Asylberechtigter Ausländer I___I

1.8. Hat der Auszubildende bereits eine Ausbildung abgeschlossen, die zur Ausübung eines anerkannten Berufes be­
rechtigt (2. 8. Gesellenprüfung, zweijähriger Besuch der Fachschule für SozialpadagogiM?

ja i. I nein l I Wenn ja, nähere Angaben hierüber

1.9. Besteht ein Anspruch auf Leistungen nach dem

Bundesversorgungsgesetz wegen Kriegsschadenfolge eines der Elternteile? ja _J nein __
Lastenausgleichsgesetz wegen Vertreibungsschadens? ja I__I nein I__I
Die Ansprüche nach diesen Gesetzen gehen dem Anspruch nach dem Ausbildungsförderungsgesetz vor und 
sind deshalb geltend zu machen

1.01. Ist der Auszubildonde adoptiert? . |__ | |_

Wenn ja, sind in diesem Antrag die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Adoptiveltern anzugeben

2. Ehegatte des Auszubildenden

2.1. Name, Vorname, Geburtsname Geburtsdatum

2.2. Anschrift Postleitzahl, Ort, Straße u. Hausnummer

2.3. Berufstätig als: In Ausbildung als:

3. Kinder des Auszubildenden und/oder seines Ehegatten

3.1. Name, Vorname Geburtsdatum Gemein- Kind im Verhältnis
schaft- zum 
liches Auszubil- Ehe- 
Kind denden gatten

1 ...................................................................................................................... □  □  □

2 .....................................................................................................................  □  □  □

3............................................................................................................................................ □  □  □

3.2. Eigenes Einkommen3) monatlich Kindergeld nach 
Art DM BKGG

zu 1..............................................................................................................................................................  ja □  nein I I

zu 2............................................................................................................................................................... ja [-. 1 nein I l

zu 3..............................................................................................................................................................  ja □  nein l l
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4. Vater des Auszubildenden

4.1. Name, Vorname

4.2.
Geburtsdatum t— i i— i 

Lebt der Vater? ja I— I nein I__ I

4.3.
Anschrift Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer

4.4.
Familienstand

ledig □  verheiratet LZ dauernd getrennt lebend l I verwitwet I 1 geschieden LZ
4.5.

Berufstätig als:

4.6.
Ist der Vater nicht mit der Mutter des Auszubildenden verheiratet Namo, Vorname dor Stiefmutter

4.7.
Bezieht die Stiefmutter eigenes Einkommen? ja 1 1 nein 1— 1

5. Mutter des Auszubildenden

5.1.
Name, Vorname Geburtsname

5.2. Geburtsdatum i— i i— i 

Lebt die Mutter? ja 1— 1 nein 1— 1

5.3. Anschrift Postloitzahl, Ort, Straße und Hausnummer

5.4.
Familienstand

ledig 1 1 verheiratet LI dauernd getrennt lebend LZ verwitwet 1__ 1 geschiedt n LZ]
5.5. Berufstätig als:

5.6.
Ist die Mutter nicht mit dem Vater des Auszubildenden verheiratet Namo. Vomamo dos siiofva iors

5.7.
Bezieht der Stiefvater eigenes Einkommen? ja LZ nein LZ

6. Gerichtliche Sorgerechtsregeiung für den Auszubildenden

Sorgerecht zuerkannt durch Beschluß des Vormundschaftsgerichts

(Namo, Vorname)

Anschrift Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer

7. Kinder der Eltern des Auszubildenden, soweit von den Eltern noch unterhalten

7.1. Name, Vorname Geburtsdatum Gemeinsa- Kind im Verhältnis
mes Kind z. Vater z. Mutter

, ...........................................................................................................................................  □  □  □
2 ..........................................................................................................................................  □  □  □
3 ....................................................................................................................... □  □  □
4 .........................................................................................................................  □  □  □
5 ......................................................................................................................................  □  □  □
e ................................................................................................................................  □  □  □

7.2. Art der Ausbildung Art des Einkommens3) monatlich DM 

zu  1 ....................................................................................................................................................................................

zu 3...............................................................................................................................................................................................................

zu 4 .....................................................................................................................................................................................

zu 6.......................................................................................................... ....................................................................................................
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8.

'8.1.

Sonstige Angehörige, denen die Eltern oder der Ehegatte des Auszubildenden Unterhalt leisten4)

Name, Vorname Geburtsdatum, Anschrift Postleitzahl, Ort, Straße u. Hausnummer

8,2, Verwandtschaftsverhältnis 
z. d. Eltern/Ehegatten

Grund der Unterhaltszahlung Eigenes Einkommens) 
monatlich DM

9.

9.1.

Besondere Aufwendungen und Belastungen Vom Amt für Ausbildungs- 
förderung auszufüllen

Wohnt der Auszubildende nicht bei seiner Familie, so sind die Gründe 
hierfür anzugeben ß)

9.2.

9.3.

9.4.

Im Falle der Unterbringung in einem Internat oder einer gleichartigen Einrichtung

Höhe der tatsächlichen lnternats7Heimkosten im
Bewilligungszeitraum (ohne Schulgeld) m onatlich............................................................DM

Fahrkosten für den Weg von der Wohnung zur Ausbildungsstätte 
Verkehrsmittel Fahrkosten

monatlich DM

Besondere Aufwendungen in Zusammenhang mit der Ausbildungs) für 
a) überdurchschnittliche Ausbildungskosten, b) überdurchschnittliche Internatskosten, 
c) sonstigen Bedarf

Höhe m onatlich................................................DM. Begründung:

10. Einkommenserklärung des Auszubildenden

10. 1.

10.1.1.

10.1.2.

10.1.3.

10.1.4.

10.2.

10.2.3.

Zuständiges Finanzamt.......................................................................................................Steuer-Nr...................................

Maßgebend für die Angaben sind die voraussichtlichen Einkommensverhältnisse in dem Zeitraum, für den die 
Ausbildungsförderung beantragt wird.

Im vorliegenden Fall ist dies der Bewilligungszeitraum7) vom 

E inkünfte aus Arbeit

.bis.

Praktikantenvergütung 
abzüglich Werbungskosten
(47 DM x Zahl dor Kalondormonate 
dos Bewilligungs/oitraumes, es sei 
donn, os wordon höhere Kosten 
nachgowieson)

Bruttoeinnahmen aus nicht­
selbständiger Arbeit
(z. B. Forion- oder Nobonarboit, 
Firmenzuwondungon, Waisongeld, 
ÜbergangsgobUhrmsse)

abzüglich Werbungskosten
(soweit nicht bei 10.1.1. 
berücksichtigt)

Einkünfte aus selbstän­
diger Arbeit
(z. B. freiem Beruf, Gewerbe,
Land- und Forstwirtschaft)

nach Abzug der Betriebs­
ausgaben

Summe 10.1.2. und 10.1.3.

E in k ü n fte  a u s  V e rm ö g e n

E innahm en aus K ap ita l- 
verm ögen
(z. B. Sparzinsen)
abzü g lich  W e rb u n g s k o s te n
(12.50 DM * Zahl dor Kalondsrmonate

.DM

DM ” ... DM

DM

DM =.. . DM

DM

nachgowieson) ............ ...................... . ......  D M
E in kü n fte  aus V erm ie tu n g  und V erpachtung  nach  
A b zu g  d er W e rb u n g s k o s te n

Summe 10.2. . DM

Vom Amt für Ausbildungs­
förderung auszufüllen



10.3.

10.3.2.

10.3.3.

10.3.4.

10.3.5.

10.4.

10.4.1.

10.4.2.

10.4.3.

Sonstige E inkünfte

Renten nach u. entspre­
chend dem BVG  DM

abzüglich der
Grundrente —. ........................................ DM

abzüglich Werbungskosten
(17 DM x Zahl der Kalendermonato 
des Bewilligungszeitraumes, es sei 
denn, os werden höhore Kosten
nachgewiesen)   DM

Sonstige Renten  DM
abzüglich Werbungskosten 
(soweit nicht bei 10.3.1. berücksichtigt) —

Erziehungs-Musbildungs- 
beihilfen nach BVG, LAG

Unterhaltsleistungen, 
Beihilfen, sonstige 
Zuwendungen
(von Verwandten, jedoch nicht 
von Eltern oder Ehegatten)

10.4.4.

10.4.5.

10.4.6.

Summe 10.3.

Abzüge
(voraussichtliche Steuern und Auf­
wendungen zur sozialen Sicherung)

Lohn-/Einkommensteuer

Kirchensteuer

Pflichtbeiträge zur ge­
setzlichen Kranken-, 
Renten-, Arbeitslosen­
versicherung — nur Arbeit­
nehmeranteil —

Freiwillige Beiträge zur 
gesetzlichen Krankenver­
sicherung

Beiträge zur privaten Kran­
ken- u. Unfallversicherung
(Bclogo boifügon)

Summe der Abzüge

=......................................... DM

=;......................................  DM

......................................... DM

+ ......................................... DM

......................................... DM

......................................... DM

......................................... DM

^ ..........................................DM

......................................   DM

+ ......................................... DM

......................................... DM

Vom Amt für Ausbildungs­
förderung auszufüllen.

Vermögenserklärung des Auszubildenden

Beträgt das verwertbare Vermögen des Auszubildenden (z. B. Grundstücke, Bank- und Sparguthaben) nach Abzug 
der Schulden mehr als 5000 DM?

ja I___I nein l . I

Nur, wenn die vorstehende Frage mit ja beantwortet wird, hat der Auszubildende eine ausführliche Vermögenser­
klärung nach Formblatt 4 abzugeben.

12. Vereinfachte Einkommenserklärung des Ehegatten und der Eltern

12.1. Fiat der Ehegatte des Auszubildenden in dem vorletzten Kalenderjahr vor Stellung dieses Antrages auf Ausbildungs­
förderung o d e r  in dem Veranlagungszeitraum des letzten Einkommensteuerbescheides Bruttoeinnahmen in Geld 
oder Geldeswert über 8000 DM erzielt?

ja □  nein □

Haben die Eltern des Auszubildenden in dem vorletzten Kalenderjahr vor Stellung dieses Antrages auf Ausbildungs­
förderung o d e r  in dem Veranlagungszeitraum des letzten Einkommensteuerbescheides Bruttoeinnahmen in Geld 
oder Geldeswert erzielt, die folgende Beträge übersteigen;

12.2.

12.2.1. wenn die E l t e r n  miteinander verheiratet sind und nicht dauernd getrennt leben, bei I I 
Vater und Mutter insgesamt 12000 DM ? ja l— I

wenn die E l t e r n  nicht miteinander verheiratet sind oder dauernd getrennt leben 
bei dem Vater 8000 DM? □

j a D

□
□
□bei der Mutter 8000 DM ?

Der Ehegatte/Der V a ter/D ie  Mutter, für die eine der vorstehenden Fragen mit ja beantwortet ist, haben die Ein­
kommenserklärung nach Formblatt 3 abzugeben.
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Mir ist bekannt,

a) daß ich verpflichtet bin, jede wesentliche Änderung meiner wirtschaftlichen Lage sowie der Familien- und Ausbildungsverhältnisse unverzüglich dem Amt für 
Ausbildungsförderung schriftlich anzuzeigen;

b) daß unrichtige oder unvollständige Angaben als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße geahndet werden und daß zu Unrecht gezahlte Beträge zurück­
gefordert werden können;

c) daß meine Angaben Uber die wirtschaftlichen Voraussetzungen der Förderung bei dem Finanzamt überprüft werden können.

Postleitzahl, Ort, Datum Postleitzahl, Ort, Datum

Der Auszubildende Bei Minderjährigen der gesetzliche Vertreter

f

(Unterschrift beider Eltern oder des Vormunds)

14.

14.1.

14.2.

14.3.

14.4.

14.5.

14.6.

14.7.

14.8.

14.9.

Es sind folgende Anlagen beigefügt:

Bescheinigung der Ausbildungsstätte gemäß § 7 AföG 

Einkommenserklärung des Ehegatten des Auszubildenden 

Einkommenserklärung des Vaters des Auszubildenden 

Einkommenserklärung der Mutter des Auszubildenden 

Vermögenserklärung des Auszubildenden (soweit nach Tz. 11 erforderlich) 

Vermögenserklärung dos Ehegatten des Auszubildenden 

Vermögenserklärung des Vaters des Auszubildenden 

Vermögenserklärung der Mutter des Auszubildenden

□
□
□
□
□
□
□
□

Die Anlagen zu 14.3., 14.4., 14.7., und 14.8. befinden sich bei dem Antrag des/der 
Name, Vorname Geburtsname Geburtsdatum

Erläuterung

a) Die Anlagen 14.2. bis 14.4. sind nicht beizufügen, wenn der Auszubildende erklärt hat, daß das Einkommen seines Ehegatten und/oder seiner Eltern 
die vorstehend in 12. angegebenen Beträge nicht übersteigen.

\

b) Die Anlagen 14.3., 14.4., 14.7. und 14.8. sind nicht erforderlich, wenn der Antragsteller ein Abendgymnasium oder ein Kolleg besucht.

c) Die Erklärungen zu 14.5. bis 14.8. sind nur bei dem ersten Antrag innerhalb eines Ausbildungsabschnittes beizufügen.

d) Wenn Geschwister Anträge auf Ausbildunqsförderung bei demselben Amt für Ausbildungsförderung stellen, genügt es, daß die Erklärungen
14.3., 14 4., 14.7. und 14.8. einem der Anträge beigefügt sind. Dies ist in Tz. 14.9. zu vermerken.

’ ) Als Beginn des Bewilligungszeitraums ist der Monat einzutragen, in dem die förderungsfähige Ausbildung beginnt. Wird der Antrag erst nach Beginn der Ausbildung gestellt, so ist 
der Monat Ginzutragen, in dem der Antrag gestellt wird. Der Bewilligungszeitraum dauert 12 Monate, längstens jedoch bis zum Ablauf des Monats, in dem die Ausbildung endet. Der 
Bewilligungszeitraum beginnt für Auszubildende, die am 1. Juli 1970 bereits in Ausbildung stehen, am 1. Juli 1970.

2) Der Auszubildende wohnt bei der Familie, wenn er
a) bei seinen Eltern oder einem Elternteil oder
b) im gemeinsamen Haushalt mit seinem Ehegatten oder
c) allein mit seinen Kindern

lebt.
3) Eigenes Einkommen sind alle Einnahmen in Geld und Geldeswert (z. B. Arbeitslohn, Lehrlingsvergütung, Erziehungs- und Ausbildungsbeihilfen). Vom monatlichen Nettoeinkommen 

(d. h. Einnahmen nach Abzug der Steuern und Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung) ist eine Werbungskostenpauschale von 47 DM abzuziehen.
4) Hier können nur Angehörige berücksichtigt werden, zu deren Unterhalt die Eltern oder der Ehegatte des Auszubildenden gesetzlich verpflichtet sind. Es kann z. B. ein Enkelkind der 

Eltern des Auszubildenden eingetragen worden, wenn diese für den Unterhalt des Enkelkindes aufkommen.
5) Nach dem Gesotz kann eine Unterbringung außerhalb der Familie nur dann als begründet anerkannt werden, wenn am gewöhnlichen Aufenthaltsort oder in erreichbarer Nähe keine 

entsprechende zumutbare Ausbildungsstätto vorhanden ist.
<*) Die üblichen Ausbildungskosten sind bereits durch den gesetzlichen Bedarfssatz als gedeckt anzusehen. Hier können nur solche zusätzlichen überdurchschnittlichen Aufwendungen 

geltend gemacht werden, deren Nichtberücksichtigung emo besondere Harte bedeuten würde.
7) Hier ist der Zeitraum omzutragen, der für den Bewilligungszeitraum am Anfang dieses Formblatts (vgl. Fußnote 1) angegeben ist.
8) Verfügen der Auszubildendo oder seine Angehörigen nicht über ein Konto bei einem Geldinstitut, so ist für die Überweisung der Ausbildungsförderung ein Konto einzurichten
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.................................................................................................................... Zutreffendes bitte ankreuzen [x ]
(Name und Anschrift der Ausbildungsstätte/Ausbildungsstelle für das Praktikum)

Bescheinigung
gemäß § 7 des Ausbildungsförderungsgesetzes vom 19. September 1969 (BGBl. I S. 1719)

Name, Vorname des Auszubildenden 

Postleitzahl, Wohnort, Straße und Hausnummer

Geburtsname Geburtsdatum

1. Schulausbildung

1.1. Schulgattung, zu der die besuchte Schule geholt, oder der sie zugeordnet ist.

□  Gymnasium ab 11. Klasse □  Abendgymnasium

LZ] Fachoberschule LZ] Kolleg

LZ] Berufsaufbauschule
|— | Berufsfachschule, deren Besuch den Realschulabschluß A  
I__I oder eine vergleichbare Vorbildung voraussetzt ▼

(_] Abendrealschule [ZZ Fachschule

1.2. Rechtliche Stellung der Ausbildungsstätte 

LZ] öffentliche Schule 

LZ] staatlich genehmigte Ersatzschule

durch die zuständige Landesbehörde als gleichwertig anerkannte Ausbildungsstätte (§ 2 Abs. 1 AföG)

Anerkennung ausgesprochen durch vom (Datum, Aktenzeichen oder Fundstelle)

1.3. Voraussichtlicher Abschluß Monat Jahr

1.4. Schulgeld monatlich ...........................................  DM

1.5. lnternats-/Heimkosten (ohne Schulgeld) monatlich 

mit Ausnahme der Monate (Monatsnamen)

2. Praktikum (§ 2 Abs. 3 AföG)

...........................................  DM ^

2.1. Dauer des Praktikums vom....................................................... ..........................b is .......................................................................................

2.2. In Zusammenhang mit dem Besuch der Schule 
Name und Anschrift der Schule (soweit bekannt) Schulgattung (siehe 1.1.)

2.3. Vergütung aus dem Praktikantenverhältnis monatlich brutto ...................  DM

darin enthalten Familienzuschläge in Höhe von monatlich .........................  DM

Postleitzahl, Ort, Datum

(Unterschrift und Stempel der Ausbil'dungsstätte'/Ausbildungsstelle für das Praktikum)
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Az.: Zutreffendes bitte ankreuzen

Name, Vorname des Auszubildenden Geburtsname Geburtsdatum

Einkommenserklärung

EU des Ehegatten des Auszubildenden 

I I des Vaters des Auszubildenden 

I I der Mutter des Auszubildenden

Name, Vorname

Dieses Formblatt ist nur auszufüllen

a) vom Ehegatten des Auszubildenden, wenn d ie Frage 12.1. 
des Antrags (Form blatt 1) m it „ ja “ beantw ortet ist,

b) von dem Vater und/oder der M utter des Auszubildenden, 
sow eit d ie  Fragen 12.2. des Antrags (Form blatt 1) m it „ ja “ 
bean tw ortet sind.

Beachten: Der Elternteil, der kein eigenes Einkommen erzielt, 
kann anstelle einer eigenen Einkommenserklärung die 
Zusatzerklärung auf Seite 4 dieses Formblattes ab­
geben.

A n s c h r ift  Postleitzahl, Ort, Straße u. Haus-Nummer

Wird der Erklärende zur Einkommensteuer veranlagt? ja EU nein EU

Wenn ja, gemeinsam mit [ZJ dem Vater des Auszubildenden ED der Mutter des Auszubildenden !__l dem Auszubildenden

Zuständiges Finanzamt Steuer-Nr.

Maßgebend für alle Angaben in dieser Erklärung ist das vorletzte Kalenderjahr vor Stellung des Antrags auf Ausbildungsförderung. 
Zur Einkommensteuer Veranlagte haben von den Einkommensverhältnissen auszugehen, die dem letzten Einkommensteuerbescheid 
vor Stellung dieses Antrags zugrunde liegen.

Maßgebend ist danach das Jahr 19...........

i) Hatte der Erklärende ln dem Kalenderjahr, dessen Verhältnisse für diese Erklärung maßgebend sind, mehrere Arbeitsverhältnisse, so sind die 
weiteren Angaben auf einem besonderen Blatt beizufügen.
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1.4.9. Gesamtbetrag der Bruttoeinnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
(Summe 1.4.3.)

1,4.01. abzüglich der Werbungskosten (nur bei Überschreitung des Pauschbetrages 
von 564 DM ausfüllen und Belege beifügen)

1.4.02. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit

1.5. Einkünfte aus Kapitalvermögen

1.5.1. Roheinnahmen aller Art (aus Wertpapieren, Beteiligungen, Zinsen aus Bank­
guthaben, Bausparverträgen usw.)

1.5.2. abzüglich der Werbungskosten (nur bei Überschreitung des Pauschbetrages 
von 150 DM ausfüllen und Belege beifügen)

1.5.3. Summe 1.5.

1.6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

1.7. Sonstige Einkünfte
1.7.1. Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, z. B. Leibrenten, Renten aus der 

gesetzl. Rentenversicherung
(Altersruhegeld, Witwen-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- und Unfallrenten)

1.7.2. abzüglich Werbungskosten
(nur bei Überschreitung des Pauschbetrages von 200 DM auszufüllen und Befege beifügen)

1.7.3. Summe 1.7.

2 . Steuerfreie Einnahmen

2.1.1. Renten nach BVG

2.1.2. abzüglich Grundrente

2.1.3. abzüglich Werbungskosten 200 DM (soweit nicht bei 1.7.2. berücksichtigt)

2.1.4. anzurechnender Betrag

2.2.1. Renten nach den §§ 31—34 BEG

2.2.2. abzüglich eines Betrages in Höhe der entsprechenden Grundrente nach BVG

2.2.3. abzüglich Werbungskosten 200 DM (soweit nicht bei 1.7.2. oder 2.1.3. berücksichtigt)

2.2.4. anzurechnender Betrag

2.3.1. Renten nach anderen Gesetzen, die Leistungen entsprechend dem BVG ge­
währen

2.3.2. abzüglich eines Betrages in Höhe der entsprechenden Grundrente nach BVG

2.3.3. abzüglich Werbungskosten 200 DM  (soweit nicht bei 1.7.2., 2.1.3. oder 2.2.3. berück­
sichtigt)

2.3.4. anzurechnender Betrag

2.4. Unterhaltshilfe / Entschädigungsrente nach dem LAG

2.5. Zuschüsse des Arbeitgebers

2.6. Zuschläge zum Arbeitslohn (z. B. für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit)

2.7. Kindergeld nach BKGG fü r ........... Kinder
2.8. Verschiedenes (z. B. Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, landwirtschaftliches Altersgeld, 

Sozialzulagen, Beltragszuschüsse zur Krankenkasse von Trägern der gesetzlichen Ren­
tenversicherung, Schenkungen, Lotteriegewinne)

2.9. Steuerfrei bleibende Veräußerungsgewinne nach den §§ 16, 17, 18 EStG

Vom Erklärenden 
auszufüllen

Vom Amt für 
Ausbildungsförderung 

auszufüllen

DM DM

+  ...........................................

I

0

2.01. Gesamtbetrag der steuerfreien Einnahmen
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3. Erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen

Sind von Ihrem Einkommen erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen, die die nach § 7 EStG zulässigen Absetzun­
gen für Abnutzung übersteigen, abgesetzt worden?

Zum  B e is p ie l

nach §§ 7b, 54 EStG  ab g e s e tz te  B e träg e  für W o h n g eb äu d e , E in - und Z w e ifa m ilie n h ä u s e r und E ig e n tu m sw o h n u n g en ,
nach § 82a EStG  a b g eso tz te  B eträge tür M o d e rn is ie ru n g  von A ltbauten;
nach §§ 76— 78 EStG ab g e s e tz te  B e träg e  fü r In v e s titio n en  in d e r Land- und F orstw irtschaft;
nach d e r V ero rd n u n g  ü b er S te u erverg ü n stig u n g en  zur F örderung  des B aues von L an d arb e ite rw o h n u n g en  S o n d erab sch re ib u n g en  beim  Bau von 
L an d arb e ite rw o h n u n g e n ?

ja □  nein LJ Falls ja, ist die Bestätigung des Finanzamtes einzuholen.

Vom Finanzamt auszufüllen

Summe der erhöhten Absetzungen und Sonderabschreibungen

Postleitzahl, Ort, Datum
DM

(U n tersch rift und S tem p e l des  F in an zam tes )

4. Abzugsfähige Beträge

4.1. Steuern
(nach Abzug der im Lohnsteuerjahresausgleich erstatteten Beträge)

4.1.1. Einkommen- bzw. Lohnsteuer

4.1.2. Ergänzungsabgabe

4.1.3. Kirchensteuer

4.1.4. Summe 4.1.

4.2. Bei Arbeitnehmern
aus eigenen Mitteln geleistete Aufwendungen zur sozialen Sicherung

4.2.1. Gesetzliche Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung
4.2.1.1. Pflichtbeiträge

4.2.1.2. Freiwillige Beiträge

4.2.2. Versorgungs- und Pensionskassen (z. B. VBL)

4.2.3. Private Krankenversicherung

4.2.4. Private Unfallversicherung

4.2.5. Lebensversicherung

4.2.6. Summe 4.2.

Vom  E rk lä ren d en Vom  Am t für
auszu fü ilen A u s b ild u n g sfö rd eru n g

au szu fü llen

DM DM

+

+

4.3.

Anerkannt werden können nur die nachgewiesenen Aufwendungen bis zu einer Höhe von 17% 
der Gesamteinnahmen, höchstens 3 600 DM

Bei Nichtarbeitnehmern
aus eigenen Mitteln geleistete Aufwendungen zur sozialen Sicherung

4.3.1. Freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung

4.3.2. Versorgungskassen

4.3.3. Private Krankenversicherung

4.3.4. Private Unfallversicherung

4.3.5. Lebensversicherung

4.3.6. Summe 4.3.

+ ..........+ ........

Anerkannt werden können nur die nachgewiesenen Aufwendungen bis zu einer Höhe von 25% 
der Gesamteinnahmen, höchstens 5 000 DM.

4.4. Abzugsfähige Beträge insgesamt (Summe 4)
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Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben.

Mir ist bekannt,
a) daß unrichtige oder unvollständige Angaben als Ordnungswidrigkeiten nach § 39 AföG mit einer Geldbuße geahndet werden 

können;
b) daß meine Angaben in dieser Erklärung bei dem Finanzamt überprüft werden können.

Postleitzahl, Ort, Datum

(Unterschrift des Erklärenden)

Einkommensteuerbescheid / Rentenbescheid(e) sind beizufügen

Falls die vorstehende Erklärung von einem Elternteil des Auszubildenden abgegeben wird, kann der andere Elternteil 
folgende Zusatzerklärung abgeben. Gibt er sie ab, so entfällt seine Verpflichtung, eine eigene Erklärung über sein Ein­
kommen nach diesem Formblatt abzugeben.

Ich erkläre, daß ich keine eigenen Einnahmen habe, die unter „1. Steuerpflichtige Einkünfte“ oder „2. steuerfreie 
Einnahmen“ anzugeben wären.

Postleitzahl, Ort, Datum

(Unterschritt)

Vom Amt für Ausbildungsförderung auszufüllen

5. Ermittlung des Einkommens

5.1. Steuerpflichtige Einkünfte

5.1.1. Aus Land- und Forstwirtschaft (Tz. 1.1.)

5.1.2. Aus Gewerbebetrieb (Tz. 1.2.)

5.1.3. Aus selbständiger Arbeit (Tz. 1.3.)

5.1.4. Aus nichtselbständiger Arbeit (Tz. 1.4.02)

5.1.5. Aus Kapitalvermögen (Tz. 1.5.3.)

5.1.6. Aus Vermietung und Verpachtung (Tz. 1.6.)

5.1.7. Sonstige Einkünfte (Tz. 1.7.3.) 4-

5.1.8. Summe 5.1.

5.2. Steuerfreie Einnahmen (Tz. 2.9.)

5.3. Erhöhte Absetzungen (Tz. 3.) +

5.4. Summe 5.1., 5.2., 5.3.

5.5. Abzugsfähige Beträge (Tz. 4.4.) -

5.6. Gesamteinkommen der Erklärenden im Sinne des § 12 AföG

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

I

#
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A nlage 4

Zutreffendes bitte ankreuzen [>T]

Name, Vorname des Auszubildenden Geburtsname Geburtsdatum

Vermögenserklärung

d l  des Auszubildenden

□  des Ehegatten des Auszubildenden

□  des Vaters des Auszubildenden

□  der Mutter des Auszubildenden

Dieses Formblatt ist auszufüllen
a) vom Auszubildenden, nur wenn er die Frage 11 des Antrags (Form­

blatt 1) mit »ja> beantwortet hat,

b) vom Ehegatten des Auszubildenden,

c) von dem Vater und der Mutter des Auszubildenden.

Beachten: Der Elternteil, dosson eigenes Vermögen nicht mehr als 3000 DM be­
trägt, kann die Zusatzerklärung auf der Rückseite dieses Formblattes 
anstelle einer eigenon Vermögenserklärung abgeben.

Name, Vorname

Anschrift Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer

Wird der Erklärende zur Vermögenssteuer veranlagt? ja L—1 nein [ZU
Zuständiges Finanzamt Steuer-Nr.

Maßgebend sind die Verhältnisse am Tage der Abgabe dieser Erklärung

1 . Vermögenswerte
Einheitswert

Vom Amtfür Ausbildungs­
förderung auszufüllen 

(Maßgebl. Vermögenswert)
(Zu Tz. 1.1. bis 1.5.: Letzter Einheitswert nach den Wertverhaltnissen vom 1.1. 1935)

1.1. Land- und forstwirtschaftliche Grundstücke

1.2. Sonstige unbebaute Grundstücke

1.3. Eigengenutzte(s) Einfamilienhaus oder Eigentumswohnung

1.4. Mehrfamilienhaus

1.5. Sonstige bebaute Grundstücke

1.6. Betriebsvermögen

1.7. Bank- und Sparguthaben (einschließlich Bausparguthaben)

1.8. Wertpapiere (Kurswert)

1.9. Sonstiges Vermögen (Zeitwert) z. B. Wertgegenstände

1.01. LAG-Hauptentschädigungsanspruch

Wert in DM

1.02...............................................................  ...................+_
1.03. Summe 1 

2. Schulden und Lasten

2.1. Hypotheken- und Grundschulden auf den unter 1.1. bis 1.5. berücksichtigten
Grundstücken (nur Restschuld angeben) ..............................................

2.2. Sonstige Schulden Z. B. Kleinkredite (nur Restschuld angeben) ..............................................I ~1~

2.3. Summe 2.

3.1. Vermögenswerte (Summei.03.)

3.2. Schulden (Summe 2.3.) —

3.3. Verwertbares Vermögen

Bescheid über Einheitswerte, LAG-Hauptentschädigung und letzte Veranlagung zur Vermögensteuer sind beizufügen
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Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben.

Mir ist bekannt,

a) daß unrichtige und unvollständige Angaben als Ordnungswidrigkeiten nach § 39 AföG mit einer Geldbuße geahndet werden können;

b) daß diese Vermögenserklärung bei dem Finanzamt überprüft werden kann;

c) daß ich jede wesentliche Änderung meiner Vermögensverhältnisse dem Amt für Ausbildungsförderung unverzüglich mitzuteilen habe.

Postleitzahl, Ort, Datum

Falls die vorstehende Erklärung von einem Elternteil des Auszubildenden abgegeben wird, kann der andere Elternteil die folgende 

Zusatzerklärung abgeben. Gibt er sie ab, so entfällt seine Verpflichtung, eine eigene Erklärung über sein Vermögen nach diesem 

Formblatt abzugeben.

(Unterschritt des Erklärenden)

0

Ich erkläre, daß mein eigenes verwertbares Vermögen, das unter oben »1. Vermögenswerte" anzugeben wäre, 

nach Abzug meiner Schulden und Lasten nicht mehr als 3000 DM beträgt.

Postleitzahl, Ort, Datum

(Unterschrift)

#

m am
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Az.:

Name, Vorname des Auszubildenden Geburtsname Geburtsdatum

Ermittlung des zur Alterssicherung benötigten Teils des Vermögens

□  der Eltern des Auszubildenden

□  des Vaters des Auszubildenden 

der Mutter des Auszubildenden

Dieses Formblatt ist nur auszufüllen, wenn die Alterssiche­
rung der Eltern des Auszubildenden nicht durch Renten oder 
Versorgungsbezüge sichergestellt ist.
Wenn der Vater und die Mutter des Auszubildenden nicht 
miteinander verheiratet sind oder dauernd getrennt leben, ist 
dieses Formblatt für jeden Elternteil gesondert auszufüllen

Name, Vorname
Zahl der vollendeten

Geburtsdatum Lebensjahre

des Vaters

der Mutter

Vom Amt für Ausbildungsförderung auszufüllen

1. Versorgungsbedarf -  Freibetrag monatlich

Elternpaar 

700 DM

Alleinstehender 
Elternteil 
500 DM

2. abzüglich monatliche Einkünfte
nach Ausscheiden aus der Berufstätigkeit

2.1. Renten + Versorgungsbezüge ........................ ...............DM

2.2. Vermietung + Verpachtung + Mietwert ........... ...............DM

2.3. Leibgedinge........................................................ ...............DM

2.4. Kapitalerträge .................................................. ...............DM

2.5................................................................................... ...............DM

2.6...................................................................... + ......... ...............DM _

3.1. Ungedeckter Mehrbedarf monatlich

3.2. Ungedeckter Mehrbedarf zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens aus der Berufstätigkeit-
in der Regel 65., bei Frauen 60. Lebensjahr (Tabelle 1 u. 2)

Zahl der zu erwartenden Lebensmonate x 3.1. X ............................
(Monate) (Summe 3.1.)

Übertrag: ................................

Tabelle 1
Alter Lebenserwartung des Mannes
40 — 44 — 32 Jahre x 12 Monate — 384 
45 — 49 — 28 Jahre x 12 Monate — 336 
50 — 54 — 24 Jahre x 12 Monate — 288 
55 — 59 — 20 Jahre x 12 Monate — 240 
60 -  64 -  16 Jahre x 12 Monate -  192 
65 -  69 — 13 Jahre x 12 Monate — 156 
70 -  74 -  10 Jahre x 12 Monate -  120 
75 — 79 — 7 Jahre x 12 Monate — 84 
80 — 84 — 5 Jahre x 12 Monate — 60 
85 -  89 -  4 Jahre x 12 Monate -  48 
90 — 94 — 3 Jahre x 12 Monate — 36

Tabelle 2
Alter Lebenserwartung der Frau 
40 -  44 — 35 Jahre x 12 Monate — 420
45 — 49 — 30 Jahre x 12 Monate — 360
50 — 54 — 26 Jahre x 12 Monate — 312
55 -  59 -  22 Jahre x 12 Monate -  264
60 -  64 -  17 Jahre x 12 Monate -  204
65 -  69 -  14 Jahre x 12 Monate -  168
70 -  74 -  10 Jahre x 12 Monate -  120
75 — 79 — 8 Jahre x 12 Monate — 96
80 -  84 -  6 Jahre x 12 Monate -  72
85 -  89 — 4 Jahre x 12 Monate — 48
90 -  94 -  3 Jahre x 12 Monate -  36
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4. Zusätzlicher Versorgungsbedarf der Mutter
falls diese jünger als der Vater, für die 
Jahre, um die ihre Lebenserwartung die 
des Vaters übersteigt

5. abzüglich monatlicher Einkünfte 
der Mutter während dieser Jahre

5.1. Renten + Versorgungsbezüge

5.2. Vermietung + Verpachtung + Mietwert

5.3. Le ibged inge.......................................

5.4. K a p ita le r trä g e .........................................

5.5 ............................................................

5.6 ......................................................... .+.

6.1. Ungedeckter Mehrbedarf monatlich .

6.2. Ungedeckter Mehrbedarf insgesamt —
Zahl der zu erwartenden zusätzlichen 
Lebensmonate x 6.1.

7.

8. abzüglich Lebensversicherungssumme . .

9.

Vom Amt für Ausbildungsförderung auszufüllen

Übertrag

Mutter 
500 DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

(Monate)

DM

x ............................... =  +.
(Summe 6.1.)

Zwischensumme

Gesamtbedarf

(Unterschrift).
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Name, Vorname des Auszubildenden Geburtsname Geburtsdatum

Berechnungsbogen zum AföG
1. Bedarf des Auszubildenden (in Monatsbeträgen)

1.1. Bei Unterbringung In der Familie

1.1.1. Grundbedarf nach § 10 Abs. 1

1.1.2. Fahrkosten (abzüglich 10 DM Selbstbeteiligung) nach § 10 Abs. 4

1.2. Bei auswärtiger Unterbringung

1.2.1. Grundbedarf nach § 10 Abs. 2

1.3. Bei Internatsunterbringung nach § 10 Abs. 3

1.3.1. Tatsächliche Kosten (bis 320 DM)

1.3.2. Taschengeld (20 DM)

1.4. Regelmäßige besondere Aufwendungen nach § 10 Abs. 5

1.5. Monatlicher Gesamtbedarf

2 .

2.1.

2 .1.1.

2.1.2.

2.1.3.

2.1.4.

2.1.5.

2 . 1.6 . 

2 .2 . 

2.2.1. 

2.2.2.

2.2.3.

2.2.4.

2.2.5.

Anzurechnendes Einkommen und Vermögen des Ehegatten des 
Auszubildenden

Einkommensanrechnung

Jahreseinkommen (It. Formblatt 3) 

abzüglich der Freibeträge (§ 16) 

für den Ehegatten selbst 

für den Auszubildenden 

für Kinder im Verhältnis zum Ehegatten selbst

Name Freibetrag abzüglich
nach § 16 Abs. 3 eigenes

Einkommen

a) ........................................ = I I I I I I

b) ........................................ | | | |

c) ..................................................
= I I I I

für andere Familienangehörige

a) ...............................................

b) ....................................

für Härtefälle (§ 16 Abs. 7)

CO

o 0 0 0 0

i___ I___ « J 0 0 0 0

Summe 2.1.2.

Jahreseinkommen abzüglich der Summe 2.1.2.

abzüglich zusätzl. Freibetrag (§ 16 Abs. 4) in Höhe von ....... v. H. der Summe 2.1.3.

anzurechnender Jahreseinkommensbetrag

monatlich anzurechnender Einkommensbetrag (1/12 von Summe 2.1.5.)

Vermögensanrechnung

Verwertbares Vermögen (It. Formblatt 4) ! _____________: ©

abzüglich der Freibeträge (§ 6 VOVerm. “ ))

für den Ehegatten selbst 2 , 0 0 I 0 I 0

oo

f ü r .....Kinder im Verhältnis zum Ehegatten selbst
(je 20 000 DM) I I I I I

für Härtefälle (§ 6 Abs. 3 VOVerm.) +
__ J ___I___ I

Summe 2.2.2.

anzurechnender Vermögensbetrag (Summe 2.2.1. abzüglich Summe 2.2.2.)

Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsmonate nach § 4 VOVerm............. ©

monatlich anzurechnender Vermögensbetrag (Summe 2.2.3. geteilt durch 2.2.4.)
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3. Anzurechnendes Einkommen und Vermögen des Auszubildenden

3.1. Einkommensanrechnung

3.1.1. Einkünfte im Bewilligungszeitraum

3.1.1.1. Praktikantenvergütung (It. Formblatt 1)

3.1.1.2. abzüglich Freibetrag (§ 14 Abs. 3 ) 5)

3.1.1.3. anzurechnende Praktikantenvergütung (3.1.1.1. abzüglich 3.1.1.2.)

3.1.2.1. Einkünfte aus Arbeit (It. Formblatt 1) L
3.1.2.2. abzüglich der Freibeträge (§ 14) 7)

für den Auszubildenden I ! I l I I I I

I ' I

für den Ehegatten3) I I______ I I

für Kinder im Verhältnis zum Auszubildenden4)
N am e Freibetrag 

nach § 14 
Abs. 2

abzüglich
eigenes
Einkommen

I I I

=  I I I I

.........................- + l  ■ I I I I

Summe 3.1.2.2.

3.1.2.3. anzurechnende Einkünfte aus Arbeit (3.1.2.1. abzüglich 3.1.2.2.

3.1.3.1. Einkünfte aus Vermögen (It. Formblatt 1)

3.1.3.2. abzüglich Freibetrag (§ 14 Abs. 2 )2) _z:

I_____ I

J___L

3.1.3.3. anzurechnende Einkünfte aus Vermögen (3.1.3.1. abzüglich 3.1.3.2.)

3.1.4. Sonstige Einkünfte (It. Formblatt 1)

3.1.5. Summe 3.1.1.3. +  3.1.2.3 +  3.1.3.3. +  3.1.4.

3.1.6. abzüglich Summe der Abzüge (Steuern, Aufwendungen für soz. Sicherung) laut Formblatt

3.1.7. anzurechnender Einkommensbetrag im Bewilligungszeitraum (3.1.5. abz. 3.1.6.)

3.1.8. Zahl der Kalendermonate des Bewilligungszeitraumes .................

3.1.9. monatlich anzurechnender Einkommensbetrag (3.1.7. geteilt durch 3.1.8.)

3.2. Vermögensanrechnung

3.2.1. Verwertbares Vermögen (It. Formblatt 4)

3.2.2. abzüglich der Freibeträge (§ 5 VOVerm. **)) 
für den Auszubildenden

3.2.3.

3.2.4.

3.2.5.

+

I I I I I I

I __ I___ l__ ___I__

I i ! I

I I I

___l _ I I I

I I I I

für den Ehegatten 5)

fü r ........... Kinder im Verhältnis zum Auszubildenden6)

für Härtefälle (§ 5 Abs. 5 VOVerm.)

Summe 3.2.2.

anzurechnender Vermögensbetrag (3.2.1. abzüglich 3.2.2.)

Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsmonate ........... (wie Tz. 2.2.4.) ©

monatlich anzurechnender Vermögensbetrag (3.2.3. geteilt durch 3.2.4.)

I 5 0 I 0 I 0 0 I 0

, I I I

I I I I
+ _ J __ J__ I__ I

4.1.

Anzurechnendes Einkommen und Vermögen der Eltern des Auszubildenden
wenn sie miteinander verheiratet sind und nicht dauernd getrennt leben

Einkommensanrechnung

4.1.1. Jahreseinkommen (It. Formblatt 3) des Vaters I I I I I I

der Mutter + I i I . I ..

Summe 4.1.1. __ I__ __ I__ l__ I
4.1.2. abzüglich der Freibeträge (§ 16) 

für die Eltern selbst
für den Elternteil mit dem niedrigeren Einkommen 
(§ 16 Abs. 2 )7)

für den Auszubildenden 
für andere Kinder 
Name Freibetrag 

nach § 16 
Abs. 3

Abzüglich
eigenes
Einkommen

__ I______l___I______I__

___l___

ooooCD

___I___I___I___I___ l

I I I I

I ___I__ i

J__ I

a)

b)

c)

Übertrag



Übertrag

Name

d) .....................................................

Fre ibetrag  
nach § 16 
Abs. 3

Abzüg lich
eigenes
E inkom m en

l l l l

e) ..................................................... | | | |

f) ..................................................... ............................ | | | l

für andere Unterhaltsberechtigte

a) ..................................................... _

b) ....................................................

____I____ I____

,

für Härtefälle (§ 16 Abs. 7) +

___ I____

I I I I

4.1.3.

4.1.4.

4.1.5.

4.1.6.

4.1.7.

4.1.8. 

4.1.0.

Summe 4.1.2.

Jahreseinkommen abzüglich der Summe 4.1.2.

abzüglich zusätzl. Freibetrag (§ 16 Abs. 4) in Höhe von v. H. von 4.1.3.

anzurechnendes Jahreseinkommen (4.1.3. abzüglich 4.1.4.) 

anzurechnendes Monatseinkommen (1/12 von 4.1.5.)

Zahl der Kinder in Ausbildung ................

auf jedes in Tz. 4.1.7. berücksichtigte Kind entfallender Betrag (4.1.6. geteilt durch 4.1.7.) 

Bedarf je Kind nach § 9 Abs. 4

Name der K inde r 
in A usb ildung  
(4.1.7.)

A n te il nach 
4.1.8.

Bedarf N icht in 
Anspruch 
genom m ener 
Ä nte ilsbe trag

A u fg e te ilte r 
Betrag der 
S palte  4

1 2 3 I 4 I 5

1.........................

2.........................

3.........................

4.........................

4.1.01. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil des monatlich anzurech­
nenden Einkommensbetrages (Summe der Spalten 2 und 5 aus 4.1.9.)

4.2. Vermögensanrechnung

4.2.1. Verwertbares Vermögen (It. Formblatt 4) des Vaters

der Mutter

I I I I I I

__ I__ I___I___I__ ___I__

Summe 4.2.1. I _ J ___!___I___l__
4.2.2. abzüglich der Freibeträge (§§ 6, 7 VOVerm.)

für die Eltern 4 ; 0 0 ; 0 | 0 0 0

f ü r ........... Kinder (je 20 000 DM) | | | I

für Härtefälle (§ 6 Abs. 3 VOVerm.) l l l l I

für Alterssicherung (It. Formblatt 5) + I __ I__ I
Summe 4.2.2. — l l l l

4.2.3. anzurechnender Vermögensbetrag (Summe 4.2.1. abzüglich 4.2.2.) i j | i
4.2.4. Zahl der Kinder in Ausbildung ................  (wie Tz. 4.1.7.)

4.2.5. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil des Vermögens
(Summe 4.2.3. geteilt durch 4.2.4.) ' 1

4.2.6. Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsmonate (wie Tz. 2.2.4 und 3.2.4.) ©

4.2.7. monatlich anzurechnender Vermögensbetrag (4.2.5. geteilt durch 4.2.6.) I

5. Anzurechnendes Einkommen und Vermögen des Valers des
Auszubildenden
wenn er nicht mit dessen Mutter verheiratet ist oder dauernd von ihr getrennt lebt

5.1. Einkommensanrechnung

5.1.1. Jahreseinkommen (It. Formblatt 3) ' 1 ' ;

5.1.2. abzüglich der Freibeträge (§ 16)

für den Vater i 6 o o o 0 0

für den Auszubildenden | 6 o 0 0 o

Übertrag i 6 6 o 0 o o



Übertrag I 6

OoCO 0 I 0

für andere Kinder im Verhältnis z 

Name

a) .....................................................

um Vater

Fre ibetrag  
nach § 16 
Abs. 3

A bzüg lich
e igenes
E inkom m en

I I I I

b) ..................................................... I I I I I

c) ..................................................... I I I I

d) ..................................................... I I I I

für andere Unterhaltsberechtigte 

a) ...................................................... | I | I

b) ..................................................... I I | I

für Härtefälle (§ 16 Abs. 7) + I I I I

Summe 5.1.2.

5.1.3. Jahreseinkommen abzüglich der Summe 5.1.2.

5.1.4. abzüglich zusätzl. Freibetrag (§ 16 Abs. 4) in Höhe von ...........v. H. von 5.1.3.

5.1.5. anzurechnendes Jahreseinkommen

5.1.6. anzurechnendes Monatseinkommen (1/12 von 5.1.5.)

5.1.7. Zahl der Kinder in Ausbildung ...........

5.1.8. auf jedes in Tz. 5.1.7. berücksichtigte Kind entfallender Betrag (5.1.6. geteilt durch 5.1.7.)

5.1.9. Bedarf je Kind nach § 9 Abs. 4

Name der K inder 
in A usb ild u ng  
(5.1.7.)

A n te il nach 
5.1.8.

Bedarf N icht in 
Anspruch 
genom m ener 
Ä n te ilsb e tra g

A u fg e te ilte r 
Betrag der 
S palte  4

1 2 3 4 5

1........................

2.....................

3........................

4..........................

5.1.01. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil 
nenden Einkommensbetrages (Summe der Spalten 2 und 5 aus

des monatlich anzurech- 
5.1.9.)

5.2. Vermögensanrechnung

5.2.1. Verwertbares Vermögen (It. Formblatt 4)

5.2.2. abzüglich der Freibeträge (§§ 6, 7 VOVerm.) 

für den Vater selbst

ooooooCM

f ü r ................. Kinder (je 20.000 DM) I I

für Härtefälle (§ 6 Abs. 3 VOVerm.) _ J ______i

für Alterssicherung (It. Formblatt 5) +  I l

Summe 5.2.2.

5.2.3. anzurechnender Vermögensbetrag (5.2.1. abzüglich Summe 5.2.2.)

5.2.4. Zahl der Kinder in Ausbildung ................  (wie Tz. 5.1.7.)
5.2.5. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil des Vermögens 

(5.2.3. geteilt durch 5.2.4.)

5.2.6. Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsmonate...........(wie Tz. 2.2.4. und 3.2.4.) ©

5.2.7. monatlich anzurechnender Vermögensbetrag (5.2.5. geteilt durch 5.2.6.)

6. Anzurechnendes Einkommen und Vermögen der Mutter des Auszubildenden
wenn sie nicht mit dessen Vater verheiratet ist oder dauernd von ihm getrennt lebt

8.1. Einkommensanrechnung

6.1.1. Jahreseinkommen (It. Formblatt 3)

6.1.2. abzüglich der Freibeträge (§ 16)

für die Mutter selbst I 6 o o 0 0 0

für den Auszubildenden , 6 0 0 0 0

Übertrag _ULlA 0 0 K 0



Übertrag | | 6 : 6 ! 0 i 0 | 0 ; 0

6.1.3.

6.1.4.

6.1.5.

6 .1.6 .

6.1.7.

6.1.8.

für andere Kinder im Verhältnis zur Mutter
me Freibetrag 

nach § 16 
Abs. 3

Abzüglich
eigenes
Einkommen

__ I___I___i___I___I___I___

i ! i i i

i i i I i

i i i
.

andere Unterhaltsberechtigte

i i i I i

= i , , i ,

für Härtefälle (§ 16 Abs. 7)

Summe 6.1.2.

Jahreseinkommen abzüglich der Summe 6.1.2.

abzüglich zusätzlicher Freibetrag (§ 16 Abs. 4) in Höhe von ...........v. H. von 6.1.3.

anzurechnendes Jahreseinkommen 

anzurechnendes Monatseinkommen (1/12 von 6.1.5.)

Zahl der Kinder in Ausbildung ................

auf jedes in Tz. 6.1.7. berücksichtigte Kind entfallender Betrag (6.1.6. geteilt durch 6.1.7.)

6.1.9. Bedarf je Kind nach § 9 Abs. 4

Name des Kindes 
in Ausbildung 
(6.1.7.)

Anteil nach 
6.1.8.

Bedarf Nicht in 
Anspruch 
genommener 
Anteilsbetrag

Aufgeteilter 
Betrag der 
Spalte 4

1 2 | 3 4 5

1.........................

2.........................

3.........................

4......................... ........................ .........................

6.1.01. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil des Jahreseinkommens 
(Summe der Spalten 2 und 5 aus 6.1.9.)

6.2. Vermögensanrechnung

6.2.1. Verwertbares Vermögen (It. Formblatt 4)

6.2.2. abzüglich der Freibeträge (§§ 6, 7 VOVerm.)

für die Mutter selbst | 2 0 j 0 0 0 l 0 0

fü r ........... Kinder (je 20 000 DM) , I I

für Härtefälle (§ 6 Abs. 3 VOVerm.) I I I I

für Alterssicherung (It. Formblatt 5) + , I I I

Summe 6.2.2.

6.2.3. anzurechnender Vermögensbetrag (6.2.1. abz. 6.2.2.) I___[

6.2.4. Zahl der Kinder in Ausbildung ............... . (wie Tz. 6.1.7.)

6.2.5. auf den antragstellenden Auszubildenden entfallender Anteil des Vermögens ,
(6.2.3. geteilt durch 6.2.4.) !___

6.2.6. Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsmonate...........(wie Tz. 2.2.4. und 3.2.4.) ©

6.2.7. monatlich anzurechnender Vermögensbetrag (6.2.5. geteilt durch 6.2.6.) '



7.

7.1.

7.2.

7.3.

7.4.

7.5.

Forderungsbetrag

Monatlicher Gesamtbetrag (Tz. 1.5.) 

Anzurechnende Beträge

Einkommen des Auszubildenden (Tz. 3.1.9. ) 

Vermögen des Auszubildenden 

Einkommen des Ehegatten 

Vermögen des Ehegatten 

Einkommen der Eltern

Vermögen der Eltern 

Einkommen des Vaters 

Vermögen des Vaters 

Einkommen der Mutter 

Vermögen der Mutter 

Summe 7.2

Forderungsbetrag (Summe 7.1. abzüglich Summe 7.2.) 

Aufrundung 7.3. (§ 35 Abs. 4)

Forderungsbetrag Ist auszuzahlen (§ 35 Abs. 3) ja Q

(Tz. 3.2.5. ) 

(Tz. 2.1.6. ) 

(Tz. 2.2.5. ) 

(Tz. 4.1.01.) 

(Tz.. 4.2.7. ) 

(Tz. 5.1.01.) 

(Tz. 5.2.7. ) 

(Tz. 6.1.01.) 

(Tz. 6.2.7. )

i

nein

0

0

') Die Zahlen bei den Ziffern ©  bis ©  sind in die entsprechende Sparten des Bescheides zu übertragen. 
') Verordnung über die Anrechnung des Vermögens nach § 17 Abs. 2 AföG

’ ) Freibetrag von 600 DM aber nur, wenn als Bedarf des Praktikanten nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 150 DM gelten
} ) Die Freibeträge sind nach der Zahl der Kalendermonate des Bewilligungszeitraumes zu bemessen
3) Ein Freibetrag kommt nur In Betracht, soweit das eigene Einkommen des Ehegatten 300 DM nicht erreicht
•) Ein Freibetrag kommt ru r  in Betracht, soweit das eigene Einkommen des Kindes den Betrag von 150 DM nicht erreicht und ein Freibetrag nach 

Tz. 2.1.2. nicht in Anspruch genommen wird 
‘ ) Zu beachten § 5 Abs. 3 u. 4 VOVerm.
*) Zu beachten § 5 Abs. 4 VOVerm.
’ ) Freibetrag bis höchstens 2 040 DM; der Freibetrag darf nicht höher sein als der niedrigere Einkommensbetrag nach Tz. 4.1.1.
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 7 Postleitzahl, Ort, Datum

Anlage 7

— Amt für Ausblldungsförderung —

Az.: ....................................................................................................  Zutreffendes ist angekreuzt |x  |

Bescheid über Ausbildungsförderung für

r  i

Herrn/Frau/Frl.

z. Hdn. von

L  J

1. Aufgrund des Ersten Gesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz - AföG -) 
vom 19. September 1969 (BGBl. I S. 1719) wird für die Zeit 
vom bis

]  Ausbildungsförderung in Höhe von monatlich ................................. DM bewilligt.

[ J Ausbildungsförderung nicht bewilligt

] weil der Betrag des anzurechnenden Einkommens und Vermögens den Gesamtbedarf des Auszubildenden über- 
"  steigt (vgl. Tz. 2.2.1. bis 2.2.3.);

□  aus folgendem Grund:

1.1. Sie wird als
| | Zuschuß in Höhe von ..................................DM

] Darlehen in Höhe von 
geleistet.

1.2. Q  Der Bescheid vom

wird mit Ablauf des Monats 
Unterschiedsbeträge werden

..................................DM

ausgezahlt, verrechnet oder zurückgefordert (s. Tz. 4.3.).
...........  19 . aufgehoben.

1.3. Q ] Die Bewilligung erfolgt unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

Eine endgültige Bewilligung ist derzeit nicht möglich, weil
[ J das maßgebliche Einkommen der Eltern / des Ehegatten noch nicht festgestellt werden konnte;

| ] sonstige zur Entscheidung überden Antrag erforderliche Feststellungen nicht rechtzeitig getroffen werden konnten; 
der bewilligte Betrag wurde deshalb pauschal festgesetzt.

1.4. Q  Dieser Bescheid tritt an die Stelle des Bescheides vom ...................................................................................... —.................
Die aufgrund dieses Bescheides geleisteten Zahlungen werden angerechnet. Unterschiedsbeträge werden ausgezahlt, 
verrechnet oder zurückgefordert (s. Tz. 4.3.).

1.5. Q  Diese Bewilligung erfolgt als Vorausleistung ohne Anrechnung des Einkommens und ggf. des Vermögens

| | der Eltern,

| | des Vaters,

□  der Mutter,
da nach dem Stand der Erhebungen sonst die Fortsetzung der Ausbildung gefährdet ist. Auf die Möglichkeit der 
Überleitung der Unterhaltsansprüche auf den Bund wird hingewiesen.
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2. Dem Bescheid liegen folgende Feststellungen zugrunde:

2.1. Möglicher Höchstbetrag der monatlichen Ausbildungsförderung:

Grundbedarf
DM

Internatskosten zuzüg­
lich 20 DM Taschengeld 

DM

Fahrkosten soweit sie 
10 DM übersteigen 

DM

Besondere
Aufwendungen

DM

Gesamtbedarf
DM

© 0 0 o 0

+  20 DM

2.2. Anzurechnendes Einkommen und Vermögen

des Auszubildenden

monatlich
anzurechnender

Einkommensbetrag
DM

Gesamtbetrag des 
verwertbaren 
Vermögens 

DM

monatlich
anzurechnender

Vermögensbetrag
DM

G © o

der Eltern des Auszubildenden oder des Vaters des 
Auszubildenden *)

monatlich
anzurechnender

Einkommensbetrag
DM

Gesamtbetrag des 
verwertbaren 
Vermögens 

DM

monatlich
anzurechnender

Vermögensbetrag
DM

© © ©

des Ehegatten des Auszubildenden

monatlich
anzurechnender

Einkommensbetrag
DM

Gesamtbetrag des 
verwertbaren 
Vermögens 

DM

monatlich
anzurechnender

Vermögensbetrag
DM

o © ©

der Mutter des Auszubildenden

monatlich
anzurechnender

Einkommensbetrag
DM

Gesamtbetrag des 
verwertbaren 
Vermögens 

DM

monatlich
anzurechnender

Vermögensbetrag
DM

© © ©

2.2.4. Der Ausbildungszeitraum (die voraussichtliche Ausbildungsdauer), der der Vermögensanrechnung zugrunde liegt, 

beträgt....................... Monate ©

3. Darlehensgewährung

3.1. Das Darlehen ist nicht zu verzinsen.

3.2. Das Darlehen ist in monatlichen Raten von 50 DM zurückzuzahlen. Die erste Rate ist drei Jahre nach Beendigung der 
Ausbildung zu leisten.

3.3. Das Darlehen ist zu verzinsen, wenn der Darlehensnehmer mit der Rückzahlung in Verzug gerät.

4. Zahlweise

4.1. [^ ]  Der Forderungsbetrag wird monatlich im voraus auf das im Antrag angegebene Konto gezahlt. Forderungsbeträge für
einen zurückliegenden Zeitraum werden nachgezahlt.

4.2. Forderungsbeträge unter 10 Deutsche Mark werden nicht geleistet.

4.3. Q  Der Unterschiedsbetrag in Höhe von ..................................DM

] wird nachgezahlt.

□  wird gleichmäßig auf die restlichen monatlichen Forderungsbeträge des Bewilligungszeitraumes angerechnet.

| | ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Bescheides an die
Kasse Konto-Nr.

#

0

unter Angabe des Aktenzeichens dieses Bescheides zurückzuzahlen.

5. Sie sind verpflichtet, Jede Änderung Ihrer für die Ausbildungsförderung maßgeblichen persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse dem Amt für Ausbildungsförderung mitzuteilen.

6. Rechtsbehelfsbelehrung

Text je nach Landesrecht

(Unterschrift)

*) Sind die Eltern des Auszubildenden nicht m iteinander verheiratet oder leben sie dauernd getrennt, so sind die Anrechnungsbeträge getrennt für 
Vater und Mutter angegeben.
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Anlage 8

Zutreffendes bitte ankreuzen X |

Name, Vorname des Auszubildenden Geburtsname Geburtsdatum

Vorausleistungen nach § 24 Ausbildungsförderungsgesetz

1. Erklärung des Auszubildenden

1.1. Auf den Antrag auf Ausbildungsförderung vom ..................................................................... ist als monatlicher Gesamtbedarf

............................... DM

errechnet und hierauf ein Unterhaltsbetrag

meiner Eltern von monatlich ..................................  DM

meines Vaters von monatlich ..................................  DM

meiner Mutter von monatlich ..................................  DM angerechnet worden.

Der Unterhaltsbetrag wird mir

von meinen Eltern nicht / in  Höhe von monatlich ...................................  DM

von meinem Vater n ich t/in  Höhe von monatlich ...................................  DM

von meiner Mutter n ich t/in  Höhe von monatlich ...................................  DM in Geld geleistet

Andere regelmäßige Unterhaltsleistungen (z. B. Unterkunft, Verpflegung, Kleidunq) 
erhalte ich von

Vom Amt für Ausbildungs­
förderung auszufüllen 

Geldwert monatlich 
DM

meinen Eltern n icht/in  Form von 

meinem Vater n ich t/in  Form von 

meiner Mutter nicht / in Form von

Ich bitte deshalb, Ausbildungsförderung ohne Anrechnung des nicht gezahlten Unterhalts­
betrages zu leisten.

Postleitzahl, Ort, Datum

(Unterschrift)

1.2. Zu dem Antrag auf Ausbildungsförderung vom ............... ...........................................................
kann icht die Erklärungen über Einkommen und Vermögen meines Vaters / meiner Mutter 
nicht beibringen. Ich kann auch aus eigener Kenntnis keine genauen Angaben hierzu machen.

Ein Unterhaltsbeitrag wird mir von

meinen Eltern n ich t/in  Höhe von monatlich     DM

meinem Vater nicht / in  Höhe von monatlich   DM

meiner Mutter n ich t/in  Höhe von monatlich   DM
in Geld geleistet.

Andere regelmäßige Unterhaltsleistungen (z. B. Unterkunftu. Verpflegung) erhalte ich von 

meinen Eltern n ich t/in  Form von .............................................................................................. .

meinem Vater n ich t/in  Form von .............................................................. .................................

meiner Mutter n ich t/in  Form von ........................................ .-......................................................

Ich bitte deshalb, Ausbildungsförderung

| | ohne Anrechnung eines Unterhaltsbetrages meine..... E ltern/Vaters/M utter

]  unter Anrechnung eines Unterhaltsbetrages meine..... Eltern/Vaters / Mutter in Höhe von ....................................... . DM
zu leisten.

Postleitzahl, Ort, Daturr)

(Unterschrift)
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Vom Amt für Ausbildungsförderung auszufüllen

2. Anhörung

2.1. Ladung zur Anhörung des/der 

durch Schreiben vom

auf

2.2. Niederschrift

über die Anhörung des/der

mit .............................
(Art der Zustellung)

Uhr.

am

Zu Antrag 1.1.

Ich/Wir bin/sind darauf hingewiesen worden, daß der 
Unterhaltsanspruch des Auszubildenden nach dem Bür­
gerlichen Gesetzbuch gegen mich/uns durch schriftliche 
Anzeige des Amtes für Ausbildungsförderung überge­
leitet und ggf. gerichtlich geltend gemacht werden kann.

Postleitzahl, Ort, Datum

Zu Antrag 1.2.

Ich bin darauf hingewiesen worden, daß ich nach § 32 
Abs. 4 AföG verpflichtet bin, über meine Einkommens- 
u. Vermögensverhältnisse Auskunft zu erteilen u. Ur­
kunden vorzulegen. Die Weigerung, Auskünfte zu ertei­
len und Urkunden vorzulegen, kann nach § 39 Abs. 1 
AföG als Ordnungswidrigkeit geahndet werden.

3. Entscheidung zu Antrag 1.1.

'3.1. Es wird festgestellt, daß der/die

den angerechneten Unterhaltsbetrag von................ DM *)
in keiner Form leistet.

3.2. Es wird festgestellt, daß zur Vermeidung unbilliger Härten 
anrechnungsfrei bleiben kann.

3.3. Die Fortsetzung der Ausbildung ist — nicht — gefähr­
det, da der nicht geleistete Anrechnungsbetrag 10 DM 
— nicht — überschreitet.

3.4. An den Auszubildenden wird zu dem am .......................

bewilligten Forderungsbetrag von ............................ DM

ein zusätzlicher Betrag von +  .............................DM

insgesamt .......... ............................ DM

geleistet.

3.4.1. Bescheid über Vorausleistungen an Auszubildenden

3.4.2. Nachricht von Tz. 3.4.1. an den Unterhaltspflichtigen wie Tz.

3.5. Veränderungsdienst wegen Zahlbarmachung

3.6. Überleitung nach § 25 AföG veranlassen

(Unterschrift-en-)

3. Entscheidung zu Antrag 1.2.

3.1. - Es wird festgestellt, daß die für eine Berechnung des 
anzurechnenden Einkommens und Vermögens erforder­
lichen Angaben und Unterlagen

des/der .................................................................................
nicht zur Verfügung stehen und dieser/diese einen Un­

terhaltsbetrag n icht/nur in Höhe von ...................... DM
leistet.

(§ 16 Abs. 7 AföG) kein weiterer Teil des Einkommens der Eltern

3.3. Die Fortsetzung der Ausbildung ist — nicht — gefähr­
det, da der nicht errechenbare Unterhaltsfehlbetrag 
10 DM — nicht — überschreitet.

3.4. An den Auszubildenden ist Ausbildungsförderung ohne 
Anrechnung des Einkommens und Vermögens des Un­
terhaltspflichtigen nach Tz. 2.1. — nicht — zu leisten, 
jedoch unter Berücksichtigung des in Geld oder Geldes­
wert tatsächlich geleisteten Unterhalts in Höhe von

...................... DM.

3.4.1. Es ist Bescheid nach § 34 AföG zu erteilen

2 . 1.

3.6. Veranlassen nach § 39 AföG

Postleitzahl, Ort, Datum

__________  (Unterschrift)

*) Hier ist der angerechnete monatliche Unterhaltsbetrag der Eltern /  dieses Elternteils abzüglich des von ihnen /  ihm in Geld oder Geldeswert tatsäch­
lich geleisteten Unterhalts einzutragen.

G M B 1 . 1970, S. 250



Nichtamtlicher Teil

B u c h b esp rech u n g en

u n te r alleiniger V erantw ortung des V erfassers

A pothekenbetriebsordnung, K om m entar, bearbeitet 
von C y r a n ,  L u c k e n b a c h ,  H ü g e l .  X II Seiten, 191 
B latt, Loseblattausgabe, Ringbuch 8 °, K unststoffein ­
band, DM 32,—. Deutscher A potheker-V erlag S tu ttgart, 
1969.

Die A utoren kom m entieren im  vorliegenden W erk in 
ausführlicher Form  die A pothekenbetriebsordnung. 
Fünen besonders breiten  Raum  nim m t die E rläu terung  
derjenigen Bestim m ungen ein, die im Zusam m enhang 
m it den Bestim m ungen des Deutschen Arzneibuches,
7. Ausgabe, zu lesen sind. Soweit spezielle V orschriften 
anderer Gesetze, wie die des Apothekengesetzes oder 
A rzneim ittelgesetzes angesprochen w erden, w erden 
diese in knapper Form  kom m entiert.

In einem  A nhang sind diejenigen Gesetze, V erord­
nungen und am tlichen Bestim m ungen aufgenom m en, 
die in enger Beziehung zu der V erordnung über den 
Betrieb von A potheken stehen.

Das W erk erscheint in L oseblattform  und soll durch 
E rgänzungslieferungen auf dem neuesten S tand gehal­
ten  w erden. Dr. K ornfeld

Verfassung^- und V erw altungsgesetze des Bundes.
Band I. B egründet von Dr. Carl S a r t o r i u s .  Verlag 
C. Ii. Beck. München. Loseblatt-T extsam m lung m it A n­
m erkungen und Sachregister.

Die Ergänzungslieferungen O ktober und Dezember 
1969 berücksichtigen zahlreiche Änderungsgesetze, ins­
besondere das Erste Gesetz zur Reform  des S trafrechts. 
In  die Sam m lung neu aufgenom m en w urde das Spreng­
stoffgesetz.

Die bew ährte  G esetzessam m lung w urde somit auf 
den G esetzgebungsstand vom Dezem ber 1969 gebracht.

Pollok

G em cindcordnung und A m tsordnung fü r N ordrhein- 
W estfalen. T extausgabe m it D urchführungsbestim m un­
gen und ergänzenden Rechts- und V erw altungsvor­
schriften. H erausgegeben von Dr. H ans-A lbert B e r ­
k e n h o f f  und Clemens D a hm. 13. erw eiterte  Auflage 
1970. 164 Seiten, Taschenform at, 4,80 DM. Deutscher 
G em eindeverlag, Köln.

Die Textausgabe, in 13. Auflage erschienen, en thä lt

* die G em eindeordnung und A m tsordnung N ordrhein- 
W estfalen in der Fassung des Gesetzes vom 16. Ju li 
1969, also auch die Bestim m ungen der vom L andtag 
im vergangenen Ja h r  beschlossenen Ä nderungen. Die 
Vorschriften der neuen V erw altungsverordnungen zur 
G em eindeordnung und zur A m tsordnung — beide vom 
12. Dezem ber 1969 — sind ebenfalls berücksichtigt und 
den bezogenen P aragraphen  zugeordnet worden, so daß 
die bereits bei früheren  A uflagen zu lobende Ü bersicht­
lichkeit erha lten  geblieben ist. Im  A nhang sind eine 
Reihe von V erordnungen und Erlasse abgedruckt, die 
fü r die A rbeit der Gem einden und Ä m ter und die R ats­
m itglieder von Bedeutung sind. Ein ausführliches Stich­
w ortverzeichnis erle ich tert die A uffindung der einzel­
nen V orschriften. Dr. K itschenberg

K om m entar zum G rundgesetz. Von S c h m i d t -  
B l e i b t r e u / K l e i n .  2. Aufl., Verlag Luchterhand, 
Neuwied, 1969. 995 S., 84,— DM.

Die V erfasser haben sich auch in der 2. Auflage ihres 
K om m entars wie in der 1. Auflage (vgl. die B espre­
chung von Gumbel im GMB1. 1967 S. 490) m it Erfolg 
darum  bem üht, die einzelnen A rtikeln  des G rundge­
setzes sowie die G rundgedanken der V erfassungsord­
nung der B undesrepublik  Deutschland in konzentrierter 
und verständlicher Weise zu erläu te rn  und dam it eine 
schnelle Inform ationsm öglichkeit fü r die praktischen

B edürfnisse der V erw altung zu schaffen. Die um  372 
Seiten erw eiterte  2. Auflage des W erkes berücksichtigt 
alle V erfassungsänderungen — insbesondere fü r den 
inneren und äußeren N otstand sowie zur F inanzreform  
— bis zum Ende der V. Legislaturperiode (Sommer 
1969) und ist dam it auf den neuesten S tand gebracht 
worden. Dies stellt einen großen Vorzug vor den noch 
im m er unvollendet gebliebenen „G roßkom m entaren“ 
zum G rundgesetz dar. Zu begrüßen ist es, daß in der 
2. Auflage ein ausführliches Sachregister eingefügt 
w orden ist und die jeweiligen A rtikel auf jeder Seite 
verm erk t sind. Ein ausführliches Schrifttum sverzeichnis 
vor jedem  A rtikel erm öglicht eine V ertiefung der je ­
weiligen verfassungsrechtlichen Problem atik.

Anzuregen wäre, daß die V erfasser in einer künftigen 
N euauflage im G rundrechtsabschnitt noch m ehr — als 
bisher geschehen — nicht n u r die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, sondern auch diejenige an ­
derer oberster Gerichtshöfe des Bundes heranziehen.

Der K om m entar von Schm idt-B leibtreu/K lein w ird 
sicherlich einen festen P latz im Schrifttum  zum G rund ­
gesetz behalten. Dr. Je llinek

K om m entar zum W asserrecht, Band II, Bayerisches 
W assergesetz. Von S i e d e r - Z e i t l e r .  1 G rundliefe­
rung. S tand 1. A ugust 1969. C. H. Beck’sche V erlags­
buchhandlung M ünchen 1970. P reis des G rundw erkes: 
46,— DM.

Die V erfasser des Loseblatt-K om m entars zum Baye­
rischen W assergesetz sind durch den vorhergehenden 
Loseblatt-K om m entar Band I — W asserhaushaltsge­
setz — im w asserrechtlichen Schrifttum  bereits bestens 
bekannt. Die zunächst zum Band II nu r vorgelegte erste 
G rundlieferung entspricht im A ufbau und in seiner 
breiten  Anlage den E rläu terungen  im Band I.

Der K om m entar hat, wie schon die erste G rundliefe­
rung m it seinen E rläu terungen  zu den besonderen Be­
stim m ungen für die Benutzung oberirdischer Gewässer 
und des G rundw assers (Art. 21 bis 26 und 33, 34 Bay. 
WG) sowie zu den Art. 96, 97 Bay. WG (alte Rechte 
und alte Befugnisse) erkennen läßt, nicht nu r für die 
A nw endung von Vorschriften, sondern zugleich für 
die Anwendung der entsprechenden Rahm enregelungen 
des W asserhaushaltsgesetzes, im gegebenen Fall also 
der §§ 15 bis 17, 23 bis 26 und 34, 35 WI1G, Bedeutung. 
D arüberhinaus kom m t den E rläu terungen  auch fü r 
einzelne G rundsatzfragen des allgem einen V erw altungs­
rechts B edeutung zu. So w ird z. B. in den E rläu te ru n ­
gen zu § 59 Bay. WG in den R andnum m ern 78 bis 85 
im Zusam m enhang m it der Frage, in welcher Weise 
die A nlagengenehm igung durch eine bundesrechtliche 
geregelte P lanfeststellung ersetzt w erden kann, die 
sog. m aterielle und form elle P lanfesteilungstheorie be ­
sprochen. H ierbei w ird auch die im Ja h re  1968 erschie­
nene Bonner D issertation von Dr. Rüdiger B reuer über 
„Die hoheitliche raum gestaltende P lanung“, die eine 
um fassende P rüfung der P roblem atik  enthält, erw ähnt, 
ohne sich jedoch m it der darin  vertretenen , vom Kom­
m entar abweichenden M einung näher auseinanderzu ­
setzen.

Die Bedeutung, die dieser K om m entar zugleich für 
die bundesrechtlichen Vorschriften des W asserhaus­
haltsgesetzes hat, w ird ferner durch die in den A n­
hängen I und II abgedruckten Vollzugsvorschriften 
augenfällig. So sind schon in der ersten  G rundlieferung 
solche Vorschriften zu Art. 35 Bay.WG und § 19 WHG 
(W asserschutzgebiete) sowie zu Art. 97 Bay.WG und § 16 
WHG (alte Rechte und alte  Befugnisse) enthalten .

Das E rläu terungsw erk  zum bayerischen W assergesetz 
bildet eine wesentliche Ergänzung zu dem als Band I 
erschienenen K om m entar zum W asserhaushaltsgesetz. 
Neben seiner uneingeschränkten Em pfehlung fü r alle, 
die m it Fragen des W asserrechts zu tun  haben, steht 
der Wunsch an die Verfasser, den K om m entar durch 
baldige w eitere L ieferungen zu vervollständigen.

Dr. Roth



Z eitschriften

Deutsches V erw altungsblatt. Carl H eym anns Verlag 
Köln — Bonn.

In h alt von H eft 8/1970:
W i m m e r :  U ber R echtsnatur und Justiz iab ilitä t öf­
fentlicher B ildungspläne; G o r o n c y :  Das Zusam m en­
w irken  von Bund und L ändern  bei den G em einschafts­
aufgaben nach A rtikel 91 b des G rundgesetzes; P u p p e  : 
Z ur zeitlich begrenzten W eitergeltung verfassungsw i­
d riger Gesetze; B e r g :  Z ur N eugliederung des B undes­
gebietes.

Die öffen tliche V erw altung. Verlag W. K ohlham m er, 
S tu ttgart.

In h a lt von H eft 5—6/1970:
W e b e r :  Die Befugnis der Bahnpolizei zur A hndung 
von O rdnungsw idrigkeiten  des S traßenverkehrs durch 
V erw arnung auf dem Gebiet der B ahnanlagen; v. N e l l -  
B r e u n i n g  : K irchensteuer und A ustritt aus der katho ­
lischen Kirche; W a g e n  e r :  A ufgaben und G liederung 
der L änder im neuen Jah rzeh n t; T i e m a n n  : Die neuen 
G em einschaftsaufgaben (Art. 91 a, b GG) im System  
des G rundgesetzes; S c h i l l e n :  Vorläufiger Rechts­
schutz fü r K riegsdienstverw eigerer; P i p k o r n :  A us­
kunftsansprüche gegenüber V erw altungsbehörden; K r a ­
k a u :  Offene R echtsfragen der Entschädigung für Seu­
chenschutzm aßnahm en.

In h a lt von H eft 7/1970:
L e i s n e r :  P riva tin teressen  als öffentliches Interesse; 
K i m m i n i c h :  R echtsgrundlagen fü r eine N euordnung

des Energiepreisrechts; D e l b r ü c k :  K ritische B em er­
kungen zu r G eschäftsordnung des G em einsam en A us­
schusses; D e p e n b r o c k :  Zum Um fang des W eisungs­
rechts bei der B undesauftragsverw altung.

Inhalt von H eft 8/1970:

A n d e r s :  Zur W ahl des B undespräsidenten; B a u ­
m a n n :  D isziplinarrecht — au to ritäres Instrum ent 
oder notw endiges Elem ent der H ochschulautonom ie?; 
O s s e n b ü h l :  A dm inistrative Selbstbindung durch 

gesetzwidrige V erw altungsübung?; W e l p  : Nachrichten­
dienstliche und strafprozessuale E ingriffe in das Post- 
und Fernm eldegeheim nis.

Bayerische V erw altungsblätter. Verlag Richard Boor- 
berg, München.

Inhalt von H eft 4/1970:

E n g e l h a r d t :  Das neue Bayerische L andesplanungs­
gesetz; G a 11 w a s :  Die P rivatschule im bayerischen 
B ildungsw esen; S i m o n :  W ann ist die B odenverkehrs- 
genehm igung versagt?; H o e g n e r :  V erfassungsände­
rung in Bayern.

Inhalt von H eft 5/1970:

v o n  C a m p e n h a u s e n :  Zur V erfassungsm äßigkeit 
der christlichen Volksschule; T i e m a n n :  Die neue 
Investitionskom petenz des Bundes in ih rer verfassungs­
rechtlichen Bedeutung fü r Bund und Länder; S c h m i t t  
G l a e s e r / T s c h i r a :  Die verw altungsgerichtliche N or­
m enkontrolle; E n g e l h a r d t :  Das neue Bayerische 
Landesplanungsgesetz.
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